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Zusammenfassung 

A. Empfehlungen und Lösungsmodell zur Finanzierung des kommunalen Verkehrs 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

begrüßt die Ergebnisse der von der Verkehrsministerkonferenz der Länder beauftragten 

Daehre-Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ (Dezember 2012). 

Er nimmt sie zum Ausgangspunkt seiner Betrachtungen und Empfehlungen für eine Ver-

kehrsfinanzierungsreform in der Bundesrepublik Deutschland, die insbesondere auch die 

Belange der Kommunen und der kommunalen Verkehrsinfrastruktur berücksichtigen muss. 

Damit sollen dem Bundesverkehrsminister und anderen politischen Akteuren neben den 

Ergebnissen der Bodewig-Kommission „Nachhaltige Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“, 

die der Daehre-Kommission nachfolgend zum 27. September 2013 ihren Bericht der Ver-

kehrsministerkonferenz vorlegen soll, Hinweise und Lösungsvorschläge vorgelegt werden.  

Im Rahmen seiner Stellungnahme diskutiert der Wissenschaftliche Beirat wichtige Grund-

satzfragen einer Verkehrsfinanzierungsreform, und es werden speziell Anforderungen und 

Lösungsmöglichkeiten zur Integration der kommunalen Gebietskörperschaften konkreti-

siert. Zusammenfassend leitet er folgende Empfehlungen und Bausteine einer Lösung für 

den Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ab: 

1. Eine effiziente Finanzierung des Gesamtverkehrs kann nur mit einer integrierten 

Behandlung aller förderativen Ebenen und aller Verkehrsträger gewährleistet 

werden.  

2. Die Daehre-Kommission hat eine jährliche Unterfinanzierung über alle Ebenen 

und für alle Verkehrsträger in Höhe von 7,2 Mrd. Euro festgestellt. Diese setzt 

sich aus einem langfristigen Sockelbetrag von zusätzlich 4,55 Mrd. Euro jährlich 

sowie einem auf 15 Jahre berechneten Nachholbedarf in Höhe von 2,65 Mrd. Euro 

pro Jahr zusammen. 

3. Bei den Kommunen beträgt der jährlich fehlende Sockelbedarf für Erhaltungs-

maßnahmen 1,6 Mrd. Euro und der Nachholbedarf über 15 Jahre 1,65 Mrd. Euro, 

zusammen also 3,25 Mrd. Euro pro Jahr
1
.  

4. Ein weiterer Fehlbetrag ergibt sich ab 2019 mit 1,96 Mrd. Euro aus dem dann 

auslaufenden Entflechtungsgesetz sowie mit 333 Mio. Euro aus dem dann eben-

falls endenden Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG-Großvorhaben).  

5. Die Verkehrsfinanzierungsreform muss alle drei Bezugsbereiche des kommu-

nalen Verkehrs mit einbeziehen: 

                                                 
1  Dass diese Ergebnisse der Daehre-Kommission keine Überschätzung sind, wird anhand von Ermittlungen des 

Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) und des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) deutlich 

(siehe Kapitel 2). 
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a) Straßen mit überwiegender Verbindungsfunktion (Vorbehaltsnetze der 

 vorfahrtsberechtigten kommunalen Verkehrsstraßen) 

b) Erschließungs- und Sammelstraßen 

c) Anlagen und Betrieb des ÖPNV. 

6. Der Wissenschaftliche Beirat empfiehlt auf der Grundlage seiner früheren Überle-

gungen und eines Vergleichs von Modellen der Steuer- und Nutzerfinanzierung, 

auch künftig die Steuerfinanzierung als wesentliche Quelle für die Bereitstel-

lung der kommunalen Verkehrsinfrastrukturen mit Verbindungsfunktionen 

vorzusehen. Gleichzeitig sind die Möglichkeiten einer Nutzerfinanzierung zur 

Deckung der Kosten für Betrieb und Erhaltung, aber auch zur Verwirklichung 

von Lenkungseffekten zur Sicherung einer besseren Effizienz und einer Redukti-

on von schädlichen Wirkungen des Verkehrs intensiver auszuschöpfen.  

Eine Sonderstellung haben Nebenstraßen, die vornehmlich der Erschließung von Bauge-

bieten dienen. Sie sollten auch weiterhin primär über Erschließungs- und Straßenaus-

baubeiträge der Anlieger, den Nutznießern, finanziert werden. Die Straßenausbaubeiträge 

sollten in allen Bundesländern in vergleichbarer Höhe und für definierte Gebiete in Jahres-

scheiben erhoben werden. 

7. Als verkehrsbezogene zusätzliche Einnahmepotenziale weist der Wissenschaftli-

che Beirat auf folgende Möglichkeiten hin: 

a) Ausweitung der Lkw-Maut auf Fahrzeuge ab 3,5 t und auf alle Straßen 

 der vorfahrtberechtigten Vorbehaltsnetze (insgesamt zusätzlich ca. 4 Mrd. 

 Euro für verschiedene föderale Ebenen) 

b) Entfernungsabhängige Pkw-Maut, übergangsweise als Gebühr beim 

 Kauf von Benzin und Diesel, alternativ auch als Vignette,
2
 langfristig 

 aber möglichst in Form einer satellitengestützten elektronischen Maut. 

 Die Weiterentwicklung der satellitengestützten Mauterhebung zu einem 

 flächendeckendem System mit flexibel anpassbaren Mautsätzen (abhän-

 gig z. B. von Straßenkategorie, Umwelt- und Verkehrssituation) ist auch 

 von technologiepolitischer Bedeutung (zusätzlich ca. 4 Mrd. Euro für ver-

 schiedene föderale Ebenen). 

c) ÖPNV-Erschließungsbeiträge (Nutzer- und Nutznießerfinanzierung) in 

 Höhe von etwa 10-30 Euro pro Jahr und Einwohner bzw. Arbeitsplatz 

 (zusätzlich ca. 1,5 Mrd. Euro für die Kommunen). 

d) Verzicht auf die Entfernungspauschale aufgrund ihrer unerwünschten 

 verkehrserzeugenden Effekte (zusätzlich ca. 2 – 3 Mrd. Euro). 

                                                 
2  Im Vergleich zu einer Gebühr auf den Verkauf von Betriebsmitteln hat eine Pkw-Vignette den Nachteil, dass 

sie nicht fahrleistungsbezogen ist, jedoch den Vorteil, dass auch ausländische Fahrzeuge für die Benutzung 
deutscher Straßen für eine Zahlung erfasst werden können. 



142 Verkehrsfinanzierungsreform – Integration des kommunalen Verkehrs  

8. Zur Sicherung und Verstetigung bisheriger verkehrsbezogener Steuer- und sons-

tiger Einnahmen empfiehlt der Wissenschaftliche Beirat: 

a) Eine Beibehaltung der Zweckbindung von 50 % der Mineralölsteuer 

 (dem verkehrsbezogenen Bestandteil der Energiesteuer) entsprechend 

 bisheriger Praxis für verkehrsbezogene Ausgaben. 

b) Zusätzliche Zweckbindung von 50 % der Kfz-Steuer für verkehrsbezo-

 gene Ausgaben des Bundes und der Länder mit anteiliger Weiterleitung 

 an kommunale Gebietskörperschaften durch die Länder. 

c) Verwendung der sonstigen verkehrsbezogenen Einnahmen für Zwecke 

 des Verkehrs, u. a. 

 bisheriger Umfang der Lkw-Maut 

 Luftverkehrssteuer 

 Bahndividende 

 Erträge aus Subventionsabbau im Bereich Verkehr (u. a. Entfer-

nungspauschale, private Nutzung von Dienstfahrzeugen, etc.). 

9. Die Einnahmen sind den Aufgaben- und Baulastträgern der drei föderalen Ebenen 

– Bund, Länder und Kommunen – entsprechend ihren Einnahmen- bzw. Aufga-

benanteilen zuzuführen. Für Einnahme und Verteilung der Mittel empfiehlt der 

Wissenschaftliche Beirat die Einrichtung von Verkehrsfinanzierungsfonds des 

Bundes und der Länder, wie sie von der Daehre-Kommission vorgeschlagen 

wurden. Für die Mittelverteilung gilt der Grundsatz: Verkehr finanziert Ver-

kehr! 

 Die besonderen Vorteile einer Fondslösung liegen darin, dass hier Einnahmen- und 

 Ausgabenseite zusammen geführt werden, um zum einen eine verstetigte aufga-

 benadäquate Finanzausstattung des Verkehrssektors zu erreichen („Überjährlich

 keit“) und zum anderen, Einnahmen und Ausgaben direkt und nach festgelegten 

 Effizienzkriterien (z. B. Anreiz- oder Leistungs- und Finanzierungsvereinbarun-

 gen) sowohl für den Straßenverkehr als auch den ÖPNV zu verknüpfen. Ein sol-

 cher Fonds bedarf der parlamentarischen Kontrolle. 

10. Die Verteilung der Fondsmittel (Steuern und Nutzerbeiträge) erfolgt somit auch 

an die Kommunen nach definierten Leistungskriterien, z. B. erbrachte Fahrleis-

tungen auf den Netzteilen. Dadurch wird gewährleistet, dass auch die kommunalen 

Verkehrsinfrastrukturen adäquat an den Mauteinnahmen und verkehrsbezogenen 

Steuern beteiligt werden. 

11. Der Wissenschaftliche Beirat empfiehlt, dass die Verkehrsfinanzierungsreform 

schnellstmöglich in Stufen, auf jeden Fall vor dem Auslaufen des Entflechtungs-

gesetzes und des GVFG im Jahre 2019, eingeführt und frühzeitig in ihren beab-

sichtigten Wirkungen kommuniziert wird. So haben Verbraucher die Chance, sich 
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frühzeitig durch den Kauf geeigneter Fahrzeuge oder durch ein anderes Ver-

kehrsverhalten auf die Veränderungen kostenmindernd einzustellen. 

B. Grundlagen der Empfehlungen 

Überblick über das Gutachten 

Einführend werden in Kapitel 1 dieser Stellungnahme Wertverzehr, Netzstrukturen, Fahr-

leistungsanteile und die heutige Finanzierung des kommunalen Verkehrs dargestellt und 

analysiert. Dabei wird herausgearbeitet, dass kommunale Verkehrsanlagen immer Quelle 

und Ziel auch von weiten Verkehrsvorgängen sind. Sie dienen als Knoten und als Verknüp-

fungspunkte zunehmend wichtiger werdender multi- und intermodaler Ortsveränderungen 

von Personen und Gütern. Insofern bleibt der kommunale Verkehr eine Gemeinschaftsauf-

gabe von Bund, Ländern und Kommunen.  

Kapitel 2 gibt einen Überblick über den Nachholbedarf und den laufenden Finanzierungs-

bedarf der Kommunen, wie sie von verschiedenen Institutionen berechnet wurden.  

In Kapitel 3 werden die jeweiligen Vor- und Nachteile einer Steuer- und einer Nutzerfinan-

zierung ausführlich aus volkswirtschaftlicher Sicht beleuchtet (Abschnitt 3.1). Dem folgen 

Überlegungen zur Akzeptanz von Verkehrsabgaben bei den Bürgern (Abschnitt 3.2), zum 

rechtlichen Rahmen und zur Praxis der Verkehrsfinanzierung (Abschnitt 3.3) sowie zur 

Nutzerfinanzierung im föderalen Kontext (Abschnitt 3.4). Ein Zwischenfazit zu Kapitel 3 

(Abschnitt 3.5) leitet über zu den o. g. konkreten Empfehlungen des Wissenschaftlichen 

Beirats.  

Die Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirats werden in Kapitel 4, „Lösungsmodell 

zur Finanzierung des kommunalen Verkehrs“, formuliert. Vorangestellt wird die Notwen-

digkeit einer Einbindung der kommunalen Finanzierung in eine nationale Verkehrsfinanzie-

rungsreform (Abschnitt 4.1), und zwar am besten in Form von Fondslösungen (Abschnitt 

4.2). Zweckmäßige Instrumente für die Bereitstellung fehlender Mittel werden in Abschnitt 

4.3 allgemein beschrieben, bevor sie in Abschnitt 4.4 auf die Finanzierung kommunaler 

Verkehrsinfrastrukturen im Einzelnen bezogen werden. Abschließend skizziert Abschnitt 

4.5 knapp die Stufen einer schrittweisen Umsetzung des Konzeptes. 

Grundlagen (Kapitel 3) 

Betrachtet man zunächst nur das Kriterium der volkswirtschaftlich effizienten Nutzung von 

Infrastrukturen, so sollte Nutzerfinanzierung die folgenden fahrleistungsabhängigen Kom-

ponenten umfassen: 

 Kosten der Infrastruktur-Abnutzung 

 Kosten der Stau-Externalitäten (möglichst flexibel den Stausituationen anzu-

passen) 

 Kosten von Umwelt-Externalitäten 
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Diese fahrleistungsabhängigen Elemente einer Nutzerfinanzierung stehen im Einklang mit 

der Allokationsfunktion des Marktes und der volkswirtschaftlich effizienten Nutzung von 

Infrastrukturen – sie sollten daher möglichst umfassend ausgeschöpft werden. Die fahrleis-

tungsabhängigen Komponenten können erhoben werden durch eine elektronische Maut 

oder durch eine Abgabe bzw. Gebühr, die mit dem Verkauf von Betriebsmitteln entrichtet 

wird, wie z. B. die Mineralölsteuer. Hinzu kann eine maßvolle fixe, also fahrleistungsunab-

hängige Komponente kommen, die zur Finanzierung beiträgt. Diese kann z. b. durch eine 

Kfz-Steuer oder eine Vignette erhoben werden. 

Darüber hinausgehender Finanzbedarf kann auf unterschiedliche Art gedeckt werden. Das 

Kriterium der volkswirtschaftlich effizienten Nutzung der Infrastrukturen spricht für eine 

Finanzierung aus „allgemeinen Steuern“ (Lohn- Einkommen-, Mehrwert-, Gewerbesteuern 

usw.). Damit gibt es eine tragfähige Begründung für eine wenigstens teilweise Steuerfinan-

zierung der hohen Fixkosten von Verkehrsinfrastrukturen.  

Dem stehen allerdings Überlegungen der gerechten Anlastung (Äquivalenzprinzip) und 

Überlegungen zur effizienten Steuerung von Unternehmen und Politik in den Infrastruk-

tursektoren entgegen. Sie sprechen dafür, den Anteil der Nutzerfinanzierung ggf. noch 

weiter zu erhöhen. Hinsichtlich der effizienten Steuerung der Politik hat Nutzerfinanzierung 

den Vorteil der Verstetigung der Einnahmen, so dass die Finanzierung der Infrastruktursek-

toren nicht mehr so stark von wechselnden Haushaltslagen oder kurzfristigen politischen 

Prioritäten abhängt und somit eine langfristige Planung auf gesicherter Basis ermöglicht 

wird. Hinsichtlich der Steuerung der beteiligten Unternehmen und anderer Akteure hat 

Nutzerfinanzierung den potenziellen Vorteil, den allgemeinen Haushalt vor ausufernden 

finanziellen Ansprüchen aus den Infrastruktursektoren zu schützen und damit auch einer 

ineffiziente Ausrichtung der Unternehmen („Cost Plus Problematik“) entgegen zu steuern.  

Auch hinsichtlich der Akzeptanz neuer Abgaben bei den Nutzern ist dringend zu empfeh-

len, diese Abgaben möglichst transparent und verständlich zu gestalten, gut zu begründen 

und zu kommunizieren. Es ist zu vermitteln, dass den Abgaben eine klare (und von den 

Nutzern gewünschte) Gegenleistung gegenüber steht und dass die individuelle Höhe der 

Kosten durch Verhaltensänderung und Wahl von Fahrzeug oder Verkehrsmittel beeinflusst 

werden kann. Transparenz hinsichtlich des Verwendungszwecks wie auch des effizienten 

Mitteleinsatzes sind notwendige Voraussetzungen für eine Akzeptanz weiterer Abgaben. 

Die öffentliche Diskussion um die Probleme der Verkehrsinfrastruktur und damit die 

Schaffung eines Problembewusstseins als Voraussetzung der Akzeptanz von Kosten hat 

bereits begonnen. 

In der Realität verschwimmt allerdings die Unterscheidung zwischen Nutzer- und Steuerfi-

nanzierung aufgrund der Existenz der Mineralöl- und Kfz-Steuern, die ausschließlich von 

Kfz-Besitzern und Kfz-Nutzern aufgebracht werden. Insbesondere die Mineralölsteuer 

generiert ein hohes Aufkommen, welches zu 50 % für den Verkehr zweckgebunden einge-

setzt wird. Aus ökonomischer Sicht kann dies als faktischer Teil der Nutzerfinanzierung 

des Verkehrs betrachtet werden. Im Ergebnis geht damit einher, dass auch der Sektor Ver-

kehr – wie die anderen Infrastruktursektoren Energie, Telekom, Wasser/ Abwasser usw. – 

weitgehend selbstfinanzierend ist.  
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Die rechtlichen Bedingungen für eine Lösung der Probleme der Infrastrukturfinanzierung 

und insbesondere der kommunalen Infrastrukturfinanzierung werden in dieser Stellung-

nahme nur angeschnitten (insb. Abschnitte 3.3 und 3.4). Die Zweckbindung von 50 % des 

Mineralölsteueraufkommens für den Verkehr könnte jederzeit durch anders lautende Haus-

haltsgesetze ausgehebelt werden. Doch seit über 50 Jahren wird die Zweckbindung der 

Einnahmen durch die Haushaltsgesetze explizit bestätigt. Darauf hat auch die Daehre-

Kommission hingewiesen.  

Der Wissenschaftliche Beirat teilt nicht die Einschätzung, dass die hälftige Zweckbindung 

der Mineralölsteuer in absehbarer Zukunft politisch gefährdet sein könnte. Er sieht großen 

Spielraum hinsichtlich der Interpretation der Kfz- und Mineralölsteuern als Bestandteile der 

Nutzer- oder aber der Steuerfinanzierung des Verkehrs. Zugleich sieht der Wissenschaftli-

che Beirat auf einer grundsätzlichen Ebene auch großen Spielraum hinsichtlich der anzu-

strebenden Anteile von Nutzer- und Steuerfinanzierung an der Infrastrukturfinanzierung.  

Den ungleich größeren Problemkomplex erkennt der Wissenschaftliche Beirat in der Frage, 

wie die gesamte Höhe der Mittel für jede der föderalen Ebenen (Bund, Länder und Kom-

munen) ausreichend bemessen und langfristig stabilisiert werden kann. Dabei besteht die 

wesentliche Herausforderung in der Sicherung der kommunalen Verkehrsinfrastrukturen 

und des ÖPNV. Die Kommunen müssen in ihrer Rolle als die „natürlichen Herren der Nut-

zerfinanzierung“ kommunaler Prägung unterstützt werden. Es sind ausreichende Finanzie-

rungsquellen zu finden, die bundes- oder landesweit möglichst einheitlich (bzw. nach ein-

heitlichen Kriterien) erhoben werden und den Kommunen zufließen. Zugleich sind Wege 

zu finden, wie die verkehrsbezogenen Ausgaben sowohl für den individuellen als auch für 

den öffentlichen Verkehr aller föderalen Ebenen einer Effizienzprüfung unterzogen werden 

können.  

Dies scheint auf institutionelle Schranken zu stoßen, die verfassungsrechtlich mit der Föde-

ralismusreform geschaffen wurden. Dem Wissenschaftlichen Beirat erscheint ein Geflecht 

aus Fonds auf Bundes- und Länderebene, wie es auch die Daehre-Kommission entwarf, ein 

geeigneter Ansatz zu sein, um diese Schranken verfassungskonform zu überwinden. Damit 

ggf. zusammenhängende verfassungsrechtliche Fragen wären noch zu prüfen. Jedenfalls ist 

der durch drei Zwänge erzeugte Handlungsdruck groß: Der aufgestaute Nachholbedarf, der 

derzeit nicht abgearbeitet werden kann, die zu geringe Finanzierung der laufenden Aufga-

ben der Kommunen, sowie das Auslaufen der derzeitigen Finanzierungen nach GVFG und 

Entflechtungsgesetz bis 2019. 

Den Forderungen nach Transparenz und Effizienzkontrollen der Mittelverwendung kommt 

gerade bei den Fonds-Lösungen besondere Bedeutung zu: Zum einen können Effizienzkon-

trollen im Rahmen der Fonds institutionell verankert werden, zum anderen sind sie dort 

umso wichtiger, um einer Verselbständigung und Bürokratisierung der Fonds entgegen zu 

steuern. Fonds müssen gekoppelt werden mit klar definierten Kontrollfunktionen der Par-

lamente über das Fonds-Management.  

Der Wissenschaftliche Beirat kann sich der in Deutschland existierenden, pragmatischen 

Regel durchaus anschließen, wonach die Einnahmen aus der Nutzerfinanzierung so bemes-
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sen sein sollen, dass sie (mindestens) die Kosten des Betriebs und der Unterhaltung (In-

standhaltung) von Infrastrukturen und ÖPNV decken können. Die Steuerfinanzierung wür-

de dann einen Grundsockel bereitstellen, der zur Finanzierung der Neu- und Ausbauinvesti-

tionen sowie (eines Teils) der Ersatzinvestitionen und der Grunderneuerung reicht. Aller-

dings sollte diese pragmatische Regel nur zur Orientierung verwendet werden, um die Höhe 

der jeweiligen Komponenten zu bestimmen und diese dann zu fixieren. Die exakte Zweck-

bindung von Geldern sollte sich auf den Sektor insgesamt (Verkehr) und auf die föderale 

Ebene beziehen, nicht jedoch auf die spezielle Verwendung nach besonderen wirtschaftli-

chen Aktivitäten wie Investitionen, Betrieb oder Ähnliches. Eine solche Art der Zweckbin-

dung würde Verzerrungen zwischen diesen Aktivitäten und damit Fehlanreize erzeugen. 

Der Öffentlichkeit ist zu vermitteln, dass die Nutzerbeiträge mit Umfang und Qualität des 

Infrastrukturangebots variieren und dass eine Korrespondenz (Äquivalenz) zwischen beiden 

Größen besteht. Zudem gilt es, die Akzeptanz für das steuerfinanzierte Fixum zu erhöhen. 

Die Nutzer sollen damit einen Anspruch auf Qualität der Infrastruktur und auf effiziente 

Verwendung der dafür eingesetzten Mittel erheben können. Standardmäßig anfallende 

Ausgaben von Bund, Ländern und Kommunen sollten in regelmäßigen Benchmark-

Verfahren überprüft und deren Ergebnisse zusammen mit Berichten zum Zustand  der Ver-

kehrsinfrastrukturen veröffentlicht werden. 
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1. Einführung 

 
1.1 Rahmenbedingungen der Verkehrsfinanzierung 

Der Wertverzehr von Verkehrsinfrastrukturen aller Verkehrsträger auf allen föderalen Ebe-

nen, d.h. des Bundes, der Länder und der Kommunen, ist augenfällig. Schlaglöcher – insbe-

sondere nach den Frost-Tau-Wechseln des Winters – Brückensperrungen oder Tonnagebe-

grenzungen von Brücken der Bundesautobahnen, Langsamfahrstellen im Schienennetz, 

veraltete ÖPNV-Fahrzeuge, stehende Rolltreppen, Notsicherungen von Böschungen im 

Wasserstraßennetz oder störanfällige Leiteinrichtungen in Straßen- oder Schienennetzen 

sind nur ausgewählte Beispiele. Diese Gegebenheiten beeinträchtigen die Funktions- und 

Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastrukturen. Sie sind zum Teil mit Umweltbelastungen, 

Gefährdungen der Verkehrssicherheit und überhöhten Fahrzeugbeanspruchungen verbun-

den. Nicht ausreichende und nicht sachgerechte Unterhaltungs- und Erneuerungsmaßnah-

men bedeuten einen verstärkten bzw. beschleunigten Wertverzehr der Verkehrsinfrastruk-

tur, der zu vorzeitigen und zumeist progressiv erhöhten Kosten und Ausgaben in Folgejah-

ren führt. Weitere grundsätzliche Probleme zur Finanzierung des ÖPNV sind auch vor 

diesem Hintergrund zu sehen und zu lösen. 

Schon die Pällmann-Kommission hat 1999/2000 auf die grundsätzliche Problemlage einer 

nachhaltigen und dauerhaften Verkehrsinfrastrukturfinanzierung verwiesen und eine ver-

stärkte bzw. ausschließliche Nutzerfinanzierung vorgeschlagen. Ähnliche Positionen vertrat 

der Wissenschaftliche Beirat mit seinen Stellungnahmen „Privatfinanzierung der Verkehrs-

infrastruktur“ für den Bereich der Bundesfernstraßen und „Die Zukunft des ÖPNV - Re-

formbedarf bei Finanzierung und Leistungserstellung“ bereits in den Jahren 2005 und 2007.  

Die im Rahmen der Föderalismusreformen I und II erfolgte Entflechtung der Finanzver-

antwortung von Bund, (Ländern) und Gemeinden hat diese Problemlage und Anforderun-

gen nun auch verstärkt für die kommunalen Aufgaben- und Baulastträger deutlich werden 

lassen. Gerade in den Kommunen ist angesichts unausgeglichener Haushalte und durch die 

parallele Einführung der kaufmännischen Buchführung (DOPPIK) vermehrt der Wertver-

zehr der kommunalen Infrastrukturen bewusst geworden (vgl. Reidenbach u. a. 2008). Dies 

hat zu unterschiedlichen Lösungsvorschlägen - einschließlich strategischer Haushalts- und 

Investitionsplanung, Einsatz von Instrumenten der Public-Private-Partnership und verstärk-

ter Nutzerfinanzierungen – geführt. Auch vor dem Hintergrund in Deutschland gesperrter 

und im Ausland eingestürzter Verkehrsbauwerke haben diese Aufgaben in Politik, Medien 

und Öffentlichkeit eine hohe aktivierende Aufmerksamkeit erfahren.  

Angesichts der Problemlage des Wertverzehrs von Verkehrswegen und der mangelnden 

Mittel für Ausbau, Neubau, adäquate Unterhaltung und Ersatzbauwerke bei allen Verkehrs-

trägern hat die Verkehrsministerkonferenz der Länder - unter Beteiligung des Bundesver-

kehrsministers – 2011 die Daehre-Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastruktur-

finanzierung“ eingesetzt. Deren Bericht liegt seit Dezember 2012 vor. Er befasst sich mit 

der Analyse des derzeitigen Systems hinsichtlich Substanzverzehrs, bestehender und mög-

licher Finanzierungsinstrumente sowie der Belastungen der Nutzer. Als ein zentrales Er-
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gebnis wurde festgestellt, dass zur Abtragung aller Nachholbedarfe über 15 Jahre und für 

eine adäquate Erhaltung eine jährliche Finanzierungslücke von 7,2 Mrd. Euro über alle 

Planungsebenen und Verkehrsträger besteht (vgl. Kap. 2.1). 

In die Untersuchungen der Daehre-Kommission wurden alle bodengebundenen Verkehrs-

träger und alle föderalen Ebenen einbezogen, um den Gesamtfinanzierungsbedarf und die 

Defizite möglichst vollständig abzuschätzen. Es wurden Möglichkeiten und Grenzen der 

Haushaltsfinanzierung ebenso diskutiert wie alternative bzw. zusätzliche Finanzierungsin-

strumente. Zur Verringerung systembedingter Nachteile der Kameralistik und der Schran-

ken der Entflechtung wurden Fonds-Lösungen herausgestellt, für die es im In- und Ausland 

eine Reihe von Beispielen gibt.  

Die Instrumente wurden nach Verkehrsträgern differenziert und um Vorschläge zur Hebung 

und Ausschöpfung von Einsparpotenzialen, zur Optimierung der Infrastrukturnutzung und 

um den Einsatz von Öffentlich-Privaten Partnerschaften (ÖPP) ergänzt. Eine besondere 

Bedeutung wurde dem Controlling und der kontinuierlichen Erstellung von Netzzustands- 

und Leistungsberichten beigemessen. 

Die Kommission der Verkehrsministerkonferenz hat einen Bericht den Aufgabenträgern 

aller Handlungsebenen mit der Aufforderung übergeben, dem fortschreitenden Substanz-

verzehr der Verkehrsinfrastruktur entgegen zu wirken, indem die Unterfinanzierung ausge-

glichen und für eine Verstetigung der Mittel gesorgt wird. In den entscheidenden Be-

schlusspunkten heißt es: 

 „6. Die zukünftige Verkehrsinfrastrukturfinanzierung erfordert weiter eine eindeutige 

  Verantwortung der öffentlichen Hand für diesen Bereich der Daseinsvorsorge.  

  Hierzu  gehören: 

a) eine Sicherung der bestehenden Finanzierungsbasis (Verkehrshaushalte 

sowie GVFG/EntflechtG und RegG), 

b) eine Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung sowie die 

Überprüfung von Standards und 

c) für einen Defizitabbau kommen folgende Lösungswege grundsätzlich in 

Betracht: 

 Variante 1: Deckung durch Erhöhung des Haushaltsanteils 

 Variante 2: Deckung durch weitere Elemente der Nutzerfinanzierung 

 Variante 3: Kombination aus Varianten 1 und 2 

 Für die Varianten 1 und 2 stehen Instrumente zur Verfügung, welche die Möglich-

 keit einer Differenzierung nach ökonomischen, ökologischen und sozialen Ge-

 sichtspunkten zulassen. 

 Die Einführung einer Maut für schwere Lkw hat zur gleichzeitigen Absenkung der 

 haushaltsfinanzierten Anteile geführt und damit die Elemente der Nutzerfinanzie-

 rung negativ besetzt. Voraussetzung jeglicher Nutzerfinanzierung muss daher eine 
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 strikte Zweckbindung der Mittel sein, wobei der steuerfinanzierte Anteil mindes-

 tens konstant zu halten ist. 

 Es sind Fonds-Modelle sowie Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen, die 

 einen Rechtsanspruch für die Baulastträger gewährleisten, zu untersuchen. Daraus 

 wäre ausschließlich Erhalt und Betrieb zu finanzieren. Neubaumaßnahmen und 

 deren jeweilige Finanzausstattung bleiben weiterhin eine politische Entscheidung. 

7. Eine dauerhafte Akzeptanz des Finanzbedarfs der Verkehrsinfrastruktur ist über 

periodisch anzufertigende Infrastrukturzustands- und -leistungsberichte anzustre-

ben.“ 

Diese von der Verkehrsministerkonferenz angenommenen Überlegungen beinhalten auch 

Anregungen und Hinweise für die kommunale Verkehrsinfrastrukturfinanzierung. Die 

ermittelten jährlichen Unterfinanzierungen in Höhe von 7,2 Mrd. Euro beziehen sich mit 

3,25 Mrd. Euro auf die entsprechenden jährlichen Defizite der Städte, Gemeinden sowie 

Landkreise (vgl. Kap. 2). Unbestritten ist, dass auch die kommunalen Verkehrsnetze integ-

rale Bestandteile der Verkehrsnetze der Bundesrepublik Deutschland sind und damit für 

deren Funktionstüchtigkeit und für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung Deutsch-

lands  eine notwendige Voraussetzung sind (vgl. Kap. 1.2). 

Auch nach der Auffassung des Wissenschaftlichen Beirats setzt der unabweisbare Hand-

lungsbedarf ein integriertes Handeln aller föderalen Ebenen hinsichtlich aller Verkehrsträ-

ger voraus. Ohne gesellschaftliche Auseinandersetzung und öffentliche Diskussion zur 

Bewusstseinsbildung bezüglich Kosten und Nutzen des Gesamtverkehrssystems sind ak-

zeptierte tragfähige und dauerhafte Lösungen kaum zu entwickeln.  

Die vorliegende Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirates fokussiert unter Reflektion 

dieser Überlegungen vor allem auf die Integration der kommunalen Verkehrsinfrastrukturen 

– sowohl für den örtlichen Verkehr als auch für den überörtlichen individuellen und öffent-

lichen Verkehr – in die ganzheitlich zu entwickelnde und abzustimmende Verkehrsfinan-

zierungsreform für Deutschland. 

1.2 Stellenwert kommunaler Verkehrsnetze 

Die den klassifizierten und unterschiedlichen Baulastträgern zugeordneten Verkehrsnetze 

für Fern-, Regional- und Ortsverkehr greifen sowohl bei den Schienen- als auch bei den 

Straßennetzen ineinander und überlagern sich. Das Verhältnis der jeweiligen Verkehrsarten 

variiert auf den jeweiligen Netzteilen je nach Lage, Siedlungsdichte oder –nähe, vorherr-

schenden Fahrtenzwecken, Jahreszeiten und Wochentagen. Jeder Fernverkehr beginnt und 

endet als Ortsverkehr. Damit sind die kommunalen Verkehrsanlagen regelmäßig Ausgangs- 

und Zielpunkte von Transporten und Personenfahrten, vielfach auch Verknüpfungspunkte 

und Knoten von mono- und/oder intermodalen Transporten und Wegeketten. 

So unterscheiden die einschlägigen Richtlinien der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 

Verkehrswesen für integrierte Netzgestaltung (RIN) (FGSV 2008) oder für die Anlage von 

Stadtstraßen (RASt 06) (FGSV 2007) unabhängig von der Klassifizierung nach den Ebenen 
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der Verwaltungszuständigkeiten gestufte hierarchisch strukturierte Straßennetze für die 

jeweiligen Planungsräume, die einer integrierten und ganzheitlichen Betrachtung bzgl. 

Planung und Betrieb bedürfen.  

Deshalb wurden die diesbezüglichen planerischen, betrieblichen und finanzierungs-

technischen Aufgaben - insbesondere auch der Verkehrsnetze der Kommunen - bislang als 

Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern und Kommunen mit den maßgeblichen Finan-

zierungssträngen vor allem nach dem Fernstraßengesetz (Ortsdurchfahrten), den Landes-

straßengesetzen sowie dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) und dem Regi-

onalisierungsgesetz gehandhabt.  

Mit der Förderalismusreform wurde die im Verkehrsbereich bisherige Gemeinschaftsauf-

gabe zwischen dem Bund und den Kommunen aufgegeben, ohne dass die erforderlichen 

finanzpolitischen Kompensationsregelungen nach 2014 bzw. 2019 umfassend getroffen 

wurden. Deshalb führen die mit der Föderalismusreform verbundenen Entflechtungsziele 

für den Verkehrsbereich nicht zu vollständig sachgerechten Ergebnissen. Auch wurde ver-

säumt, die künftige Mittelverteilung nach raum- bzw. stadtstrukturelle Gesichtspunkte 

integrierenden Leistungs- und Verkehrskriterien vorzunehmen. Insofern bedürfen die Re-

formen dringend einer Korrektur insbesondere zur Fortsetzung der Gemeindeverkehrsfi-

nanzierung nach Auslaufen des Entflechtungsgesetzes und einer Überführung in eine natio-

nale Reform der Finanzierung von Bau, Betrieb, Erhalt und Ersatz von Verkehrsinfrastruk-

turen bei allen Verkehrsmitteln.  

Bild 1 zeigt Längen-, Flächen- und Finanzierungsanteile der klassifizierten Straßen in 

Deutschland. Deutlich wird, dass die kommunalen Straßen, gemessen an ihrer Länge und 

ihrer Fläche, unterproportional an den Ausgaben für den Straßenverkehr beteiligt sind. 

Bild 1: Straßenverkehrsnetze in Deutschland 
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Maßgeblicher für den Finanzierungsbedarf der Straßen ist allerdings die auf ihnen erbrachte 

Fahrleistung. Für den werktäglichen Personenverkehr ist festzustellen, dass etwa jeweils ein 

Drittel der Fahrleistungen auf Autobahnen sowie auf Außerorts- und auf Innerortsstraßen 

erbracht wird (Bild 2). Wäre der Straßenverkehr - ähnlich wie in anderen Infrastrukturbe-

reichen (Telefon, Stromversorgung, Wasser/Abwasser) - über leistungsabhängige Nutzer-

gebühren zu finanzieren, würde das für die Gemeindestraßen bedeuten, dass etwa ein Drit-

tel der leistungs- bzw. verbrauchsabhängigen Einnahmen von Pkw den Gemeinden zuflie-

ßen müssten.  

Bild 2: Verteilung der Fahrleistung des werktäglichen Personenverkehrs auf Straßen 

 

Obwohl auch der Güternahverkehr einen erheblichen Anteil der Transportleistung auf 

kommunalen Straßen erbringt, sind dessen Fahrleistungen hier anteilig geringer. Der Gü-

terverkehr bestimmt dennoch die Kosten für Bau und Erneuerung von Straßen infolge der 

Beanspruchung, die mit der 4. Potenz der Achslasten einhergeht.  

Im Jahre 2011 waren die Anteile beim Straßengüterverkehr nach Tonnenkilometern wie 

folgt verteilt (DIW/BVMBS, 2012, S. 247): 

Nahverkehr bis 50 km:    6,4 % 

Regionalverkehr 51 – 150 km: 12,7 % 

Fernverkehr > 150 km:  44,0 % 

Ausländische Lkw:  36,9 %. 

 

Somit erreichen die im Nah- und Regionalbereich erbrachten Tonnenkilometer nahezu 

20 %, die mit kleineren und damit mehr Fahrzeugen als im Fernverkehr bis 150 km er-

bracht werden. Obwohl nicht alle Regionalverkehre kommunale Straßen nutzen, ist gleich-
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wohl davon auszugehen, dass auch das Volumen einer Lkw-Maut im Gesamtnetz der Bun-

desrepublik Deutschland zu mindestens 10 - 15 % auf kommunalen Straßen erbracht wird. 

Dem ausschließlich vom Kfz-Verkehr stammenden Aufkommen an Mineralöl- und Kfz-

Steuer in Höhe von ca. 40 Mrd. Euro pro Jahr stehen Nettoausgaben für das Straßenwesen 

von ca. 20 Mrd. Euro gegenüber. Dabei werden häufig die externen Kosten des Straßenver-

kehrs übersehen, die in einer Größenordnung von 30 bis 80 Mrd. Euro pro Jahr geschätzt 

werden
3
.  

Im Kapitel 3.3. werden diese komplizierten Zusammenhänge vertieft diskutiert. Auch wird 

festgestellt, dass das nicht in Frage gestellte Schöpfungsrecht des Staates durch Steuern 

nach dem sogenannten Non-Affektationsprinzip verfassungsrechtlich bedeutet, dass diese 

grundsätzlich nicht für einzelne Aufgaben gebunden werden dürfen.  

Dies gilt grundsätzlich auch für die Energiesteuer, obgleich das Straßenbaufinanzierungs-

gesetz (StrFinG) vom 28.03.1960 im Artikel 1 eine Zweckbindung von 50 % der Mittel der 

Mineralölsteuer für Zwecke des Straßenwesens vorsah, die allerdings regelmäßig unter dem 

Haushaltsvorbehalt steht und inzwischen allgemein auf Verkehrszwecke ausgedehnt wurde. 

1.3 Finanzlage der Kommunen 

Die Einnahmen der Kommunen sind in den letzten Jahren deutlich geringer angewachsen, 

als die Ausgaben. Insbesondere neue Pflichtaufgaben im Sozialbereich, schränken – trotz 

aller Verbesserungsmaßnahmen des Bundes (z. B. Übernahme der Kosten der Unterkunft 

von Asylanten) - die kommunalen Handlungsspielräume bei der Pflege und Unterhaltung 

baulicher Infrastrukturen (Schulen, Straßen usw.) weiter ein. Zu diesen neuen Pflichtaufga-

ben gehören z. B. Bereitstellung von Kita-Angeboten, Wohngeld usw. Ihnen stehen nur 

unzureichend Verbesserungsmaßnahmen des Bundes (wie z. B. Übernahme der Kosten für 

die Unterbringung von Asylbewerbern) gegenüber. 

Festzustellen ist, 

a) dass bei der bisher dominierenden kameralen Haushaltsführung der Vermögens-

verzehr im Bereich kommunaler Infrastrukturen nicht erkennbar war bzw. nicht 

berücksichtigt wurde und zur Unterlassung notwendiger Erhaltungsmaßnahmen 

führte, 

b) dass die Kassenkredite der deutschen Städte und Gemeinden bis zum Jahre 2012 

auf 47 Mrd. Euro angestiegen sind, und eine immer größere Zahl von Städten und 

Gemeinden trotz aller Sparmaßnahmen in die Haushaltsicherung gerät, was auf ei-

ne fehlende Auskömmlichkeit der Haushalte schließen lässt, 

c) dass einige Bundesländer (z. B. NRW und Hessen) beabsichtigen, mit dazu berei-

ten Kommunen Finanzpakete abzuschließen, mit denen zusätzliche Landesmittel 

                                                 
3 Vgl. u.a. Schreyer, Maibach et al. (2007): Becker et al. (2012), Puls (2009), Europäisches Parlament (2009) 
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bereitgestellt werden, gleichzeitig Spar- und Entschuldungsverpflichtungen der 

Gemeinden vereinbart werden.  

Die Schuldenbremse wird zum einen auf die Kommunen direkt, vor allem aber durch not-

wendige Sparanstrengungen der Länder (und des Bundes) indirekt wirken, indem den Ge-

meinden im Finanzausgleich („Schlüsselzuweisungen“) wie auch bei Zweckzuweisungen 

weniger Mittel bereitgestellt werden dürften. Von den Ende 2012 mehr als 2,6 Billionen 

Euro Schulden öffentlicher Haushalte der Bundesrepublik Deutschland entfallen ca. 60 % 

auf den Bund, 30 % auf die Länder und nur 6 % auf die Kommunen.  

Diese „faktische“ Haushaltsdisziplin der Kommunen ist auf die Einflussnahme der Kom-

munalaufsicht bei der Genehmigung der kommunalen Haushalte zurückzuführen. Insofern 

unterliegen die Städte und Gemeinden indirekt bereits einer „Schuldenbremse“.  

Mit diesen Entwicklungen einher geht ein stetiger Rückgang der Gemeindeinvestitionen für 

bauliche Anlagen und Gebäude, obwohl der Bedarf angesichts einer in die Jahre gekomme-

nen Infrastruktur progressiv ansteigt. Dennoch beteiligen sich die Kommunen immerhin 

noch mit mehr als 40 % an den investiven Gesamtausgaben für den Straßenbau in Deutsch-

land. Bei geringeren Ausgaben würden der schon jetzt nicht mehr zu übersehende Sub-

stanzverfall und der damit verbundene Wertverzehr durch mangelnde Instandhaltung weiter 

steigen und damit zusätzliche öffentliche Kosten (höhere Ausgaben für Ersatzinvestitionen, 

Umweltschäden, Schäden durch Verkehrsunfälle, Fahrzeugschäden) verursachen. Festzu-

stellen ist, dass das für den Verkehr verfügbare Mittelvolumen geringer wird. 

Die FGSV geht von einem jährlichen Finanzbedarf für die Straßenunterhaltung in Höhe 

von 1,5 % des Wiederbeschaffungszeitwertes aus und ermittelte im Jahre 2004 als jähr-

lichen Mindestbetrag für den Unterhalt kommunaler Straßen im Mittel ca. 1,30 Euro pro 

Quadratmeter (FGSV, 2004). Inzwischen dürfte nach Annahmen der Daehre-Kommission 

der Wert eher bei 1,7 – 1,8 Euro pro Quadratmeter und Jahr liegen. Faktisch können die 

Kommunen aber nur 20 - 50 % dieser Mittel aufbringen.  

In der Konsequenz ist zu erwarten, dass die Mittelbereitstellung für kommunale Verkehrs-

infrastrukturen in Zukunft eher noch angespannter sein wird. Damit wird eine Neuausrich-

tung und dauerhaft gesicherte kommunale Ausstattung mit Investitions- und Betriebsmittel 

für Verkehrsinfrastrukturen zwingend erforderlich. Dies betrifft auch die Fortführung der 

Entflechtungs- und Regionalisierungsmittel. Die Empfehlungen der Daehre-Kommission 

stecken dafür einen ersten Rahmen. 

1.4 Heutige Finanzierung des kommunalen Verkehrs 

Die Gemeinden in Deutschland verfügen über eine weitgehende „Finanzhoheit“ im Rah-

men ihrer Finanzausstattung und Haushaltslage sowie der Zweckbindungen von Finanz-

zuweisungen. Der verfassungsrechtliche und gesetzliche Rahmen setzt allerdings enge 

Grenzen für die sachgerechte Bewältigung aller Verkehrsaufgaben. So können die Gemein-

den zum Beispiel nur begrenzt auf Grundlage ihrer „Satzungshoheit“ Steuern erheben. Dies 

ist weitgehend einer „parlamentsgesetzlichen“ Ermächtigung vorbehalten. Dabei erlangt 



154 Verkehrsfinanzierungsreform – Integration des kommunalen Verkehrs  

das jeweilige (Landes-)Kommunalabgabenrecht Rechtsgeltung innerhalb der durch die 

Finanzverfassung des Grundgesetzes festgelegten Grenzen. Zentral ist die Grundauffas-

sung, dass die verschiedenen föderalen Ebenen ihren Aufgaben entsprechende finanzielle 

Ausstattungen erhalten (Zuordnung von Anteilen der Ertrags- und Verbrauchssteuern, Fi-

nanzausgleiche, Steuerheberecht etc.). Dabei sieht das Entflechtungsgesetz vor, dass der 

Bund bis auf wenige Ausnahmen keine Mittel als Finanzzuwendungen direkt an die Ge-

meinden übertragen kann.  

Bild 3 verdeutlicht die Elemente zur Finanzierung des kommunalen Straßenverkehrs. Für 

den Straßenbau erhalten die Kommunen unterschiedliche Zuweisungen aus den Haushalten 

der Länder (Schlüsselzuweisungen, Kommunaler Finanzausgleich oder Zweckzuweisungen 

der Länder). Ihnen stehen Steueranteile aus den Verbundsteuern zu, die sie in eigener Zu-

ständigkeit einsetzen können, ohne die Stabilität des Verwaltungshaushalts (Personal, 

Energie, Unterhaltung usw.) zu gefährden. Ferner erheben sie neben den Gemeindesteuern 

– vor allem Grund- und Gewerbesteuern als Realsteuern - Erschließungsbeiträge für Stra-

ßen in neuen Baugebieten. Sie können in den meisten Ländern Straßenausbaubeiträge erhe-

ben. Des Weiteren erzielen sie in eher geringem Umfang Einnahmen über Parkgebühren, 

Verwarnungsgelder und ggf. Konzessionsabgaben.  

Erschließungsstraßen 

Nach dem Baugesetzbuch dienen kommunale Straßen primär der verkehrlichen Erschlie-

ßung von Grundstücken und von Baugebieten. Der Neubau von Erschließungs- und 

Sammelstraßen wird deshalb entsprechend §§ 127 BauGB und folgende – inzwischen 

über landesgesetzliche Regelungen - zum größten Teil direkt über Beiträge der Anlieger 

(Grundstückseigentümer) finanziert.  

Bild 3: Bausteine der Finanzierung des kommunalen Straßenverkehrs 
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Landesgesetzlich unterschiedlich geregelt ist die Heranziehung der Grundstückseigentümer 

zur Finanzierung der Kosten für den Ausbau bestehender Straßen: 

In einigen Ländern müssen die Kommunen Straßenausbaubeiträge erheben, in einigen 

können sie dies, einige Länder sehen Straßenausbaubeiträge nicht (mehr) vor. Regelmäßig 

ist die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen mit erheblichen Akzeptanz- und kommunal-

politischen Umsetzungsproblemen verbunden. Die einmalig erhobenen Beiträge werden als 

unangemessen, sozial unausgewogen oder auch ungerecht empfunden. Rheinland-Pfalz hat 

deshalb wiederkehrende Straßenausbaubeiträge eingeführt, die in Jahresscheiben für be-

stimmte größere Baugebiete – nicht jedoch mehr für einzelne Straßenabschnitte als Ab-

rechnungseinheiten – eingezogen werden (vgl. Kap. 5.2.2 und Schlünder (2012)). 

Erschließungs- und Straßenausbaubeiträge dürfen nach geltender Rechtslage nicht für die 

laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen verwendet werden.  

Beiträge für die Erschließung von Grundstücken bzw. Baugebieten durch den ÖPNV hat 

das Baugesetzbuch noch nicht vorgesehen. 

Verbindungsstraßen 

Städte mit mehr als 80.000 Einwohnern tragen auch die Baulast für Landes- und Bundes-

straßen, je nach landesgesetzlichen Regelungen gilt dies auch für kleinere Städte und Ge-

meinden (größer 30.000 Einwohner bzw. 50.000 Einwohner). 

Für den Neu- oder Umbau von kommunalen Verbindungsstraßen (Netz der vorfahrt-

berechtigten Haupt- und Verkehrsstraßen) regelte das Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetz (GVFG) aus dem Jahre 1971 bis 2006 die finanzielle Unterstützung des Bundes über 

die Länder zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden. Es wurde im 

Rahmen der Föderalismusreform durch das Entflechtungsgesetz (EntflechtG) ersetzt, das 

für den Bund nur noch übergangsweise eine Mitfinanzierung von kommunalen Investitio-

nen vorsieht. Die Zweckbindung dieser Mittel für den Verkehr in Gemeinden läuft 2014 

aus und bleibt lediglich als Bindung für investive Zwecke der Länder bis 2019 erhalten. 

Auch das noch bestehende Bundesprogramm für ÖPNV-Großprojekte mit einem Volumen 

von mehr als 50 Mio. Euro läuft dann aus. Ab 2019 liegt die Finanzierung von kommu-

nalen Verkehrsinvestitionen ganz bei den Kommunen, unterstützt durch ihre jeweiligen 

Länder.  

Es ist noch offen, wie zu diesem Zweck ab 2019 die Finanzausstattung der Länder und 

Kommunen verändert wird, ob andere Gesetze wie das Regionalisierungsgesetz erweitert 

werden oder ob z. B. stärker auf Elemente einer Nutzerfinanzierung zurückgegriffen wer-

den muss. Es besteht Einigkeit, dass die Folgen der Förderalismusreform im Bereich der 

kommunalen Verkehrsfinanzierung zu lösen sind. 

ÖPNV 

Neben den direkten Nutzerentgelten der Fahrgäste erfolgt die ÖPNV-Finanzierung überaus 

kompliziert über unterschiedliche Stränge teilweise am Aufgabenträger vorbei direkt an die 

Verkehrsunternehmen. 
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So war auch für den U-Bahnbau bzw. den straßengebundenen ÖPNV (ÖSPV: Stadtbahnen, 

Straßenbahnen, Anlagen für den Busverkehr, Betriebshöfe und Fahrzeugbeschaffung) das 

GVFG die wesentliche Fördergrundlage. Wie bereits erwähnt, bleibt das sogenannte 

GVFG-Großvorhabenprogramm des Bundes bis 2019 bestehen, die anderen ÖPNV-

bezogenen Teile des GVFG wurden ebenso durch das Entflechtungsgesetz ersetzt. 

Die Hauptfinanzierungskomponente für den ÖPNV ist der Strang der Mittel des Regionali-

sierungsgesetzes, die für den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) vorgesehen waren. 

Dieses Gesetz wurde mit der Bahnreform geschaffen.  

Jährlich werden etwa 7 Mrd. € Regionalisierungsmittel vom Bund nach dem ´Königsteiner 

Schlüssel´ auf die Länder verteilt. Dieser berücksichtigt sowohl die Einwohner als auch die 

Fläche eines Landes. Ein anderer Schlüssel war bei den damaligen Verhandlungen nicht 

konsensfähig. Bei der Revision 2014 soll eventuell erneut die Frage der bedarfsgerechten 

Verteilung diskutiert werden.  

Die Länder reichen das Geld, ggf. ergänzt durch Landesmittel, an die jeweiligen Bestellor-

ganisationen (z. B. Landesverkehrsgesellschaften oder Verkehrsverbünde) weiter, um damit 

folgende Aufgaben zu finanzieren:  

 etwa 75 % (2004) für die gemäß Verkehrsverträgen bestellten Zugverkehrs-

leistungen des SPNV (Überweisung an die betreffenden EVU), 

 9 % für die Beschaffung von Fahrzeugen, 

 knapp 10 % für die Organisation der Bestellung, für Tarifzuschüsse und Bestel-

lung von Busverkehren im Rahmen von Schienenersatzverkehren (SEV), 

 etwa 7 % für Infrastrukturprojekte wie den Stationsausbau, Erhalt und ggf. Reakti-

vierung von Nebenstrecken. 

Seit Jahren besteht eine Diskussion,  

 ob die Gesamthöhe der Regionalisierungsmittel zur Erreichung des Ziels, einen 

bedarfsgerechten SPNV zu gewährleisten, ausreicht, 

 ob die Verteilung auf die Länder gerecht ist, 

 inwieweit die Länder die Mittel zweckentsprechend einsetzen und ob sie in zu-

nehmendem Maße eigenes Geld für den SPNV aufbringen sollten, 

 inwieweit die jährliche Steigerung von 1,5% die Preissteigerungen in dieser Bran-

che abdecken kann, 

 ob nicht das System eine verdeckte Subventionierung der DB Netz AG darstellt. 

Die hohen und in ihrer Entwicklung unkalkulierbaren Netznutzungsgebühren für den SPNV 

haben zur Folge, dass die Länder/Bestellorganisationen zumeist diese direkt an die Netzbe-

treiber überweisen und Trassenpreise nicht mehr Bestandteil der Verkehrsverträge sind. 

Neben den Trassenpreisen sind auch Gebühren für die Stationshalte und für Energie zu 

zahlen.  
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Dabei fallen für  die im Mittel leichteren und kürzeren, also relativ gleisschonenden Nah-

verkehre, höhere Trassenpreise an als für Güterzüge, auch durch Zuschläge mittels Taktfak-

toren und früher auch Regionalfaktoren. Insofern sind diese Preise eher an der Zahlungsbe-

reitschaft der Teilmärkte ausgerichtet, die im SPNV durch die relativ hohen Regionalisie-

rungsmittel (7 Mrd. € / 70 Mio. Einwohner älter als 15 Jahre = 100 € je Jahr und Einwoh-

ner) gegeben ist. 

Neben den Mitteln des Regionalisierungsgesetzes existieren weitere Finanzierungsstränge 

für den ÖPNV, u. a. durch direkte Ausgleichszahlungen an ÖPNV-Unternehmen für den 

Schüler- und Ausbildungsverkehr nach § 45a des Personenbeförderungsgesetzes bzw. für 

die Beförderung schwerbehinderter Menschen nach dem Sozialgesetzbuch (§145 SGB IX). 

Ferner gibt es Landesregelungen zur Finanzierung des ÖPNV auf Basis der ÖPNV-Gesetze 

der Länder. Der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) profitiert von Ausbauvorhaben nach 

dem Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchwAG) sowie von Ersatzinvestitionen nach 

der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) zwischen Bund und DB AG.  

Die Finanzierung des gesamten ÖPNV hat sich mit den Jahren zu der heutigen unübersicht-

lichen Komponentenfinanzierung aus unterschiedlichen Quellen entwickelt, die nur in Tei-

len von den Aufgabenträgern des ÖPNV verteilt werden können. Eine koordinierte Steue-

rung und Optimierung der unterschiedlichen Zweige des ÖPNV ist deshalb für die Aufga-

benträger schwierig bis unmöglich. 

In den Kommunen wird die Restfinanzierung nicht gedeckter ÖPNV-Kosten ortsspezifisch 

unterschiedlich entsprechend gewachsener Strukturen geleistet. Vereinzelt werden den 

kommunalen Verkehrsunternehmen über den städtischen Haushalt direkt „Einnahmen“ für 

den Verlustausgleich zugeführt. Häufig wird der Hauptteil der kommunalen Finanzierung 

im so genannten Querverbund geleistet. Die Verluste des ÖPNV-Betriebes werden mit den 

Gewinnen aus anderen wirtschaftlichen Aktivitäten kommunaler Unternehmen verrechnet. 

Es entsteht der für die Kommunen positive Nebeneffekt, dass diese Unternehmen geringere 

Gewinne zu versteuern haben. 

2. Finanzbedarf für kommunale Verkehrsinfrastrukturen Mittelfrist- und 

Nachholbedarf 

Nach Erhebungen und Abschätzungen der Daehre-Kommission „Zukunft der Verkehrsinf-

rastrukturfinanzierung“ (2012) ist von einer „permanenten Unterfinanzierung Straße, 

Schiene, Wasserstraße in Höhe von jährlich mind. 7,2 Mrd. € (Stand 2012) bei den Baulast-

trägern Bund, Länder und Kommunen“ auszugehen. Als auskömmliche Finanzierung der 

Verkehrsinfrastruktur in Deutschland wurden zusätzlich für Erhalt und Betrieb des Be-

standsnetzes ermittelt: 

a) Verkehrsträger Straße: 4,7 Mrd. €/a (davon Gemeindestraßen 2,15 Mrd. €/a, 

Kreisstraßen 0,5 Mrd. €/a) 

b) Verkehrsträger Schiene: 2,0 Mrd. €/a (davon NE-Bahnen, SPV, ÖSPV 0,6 Mrd. 

€/a)) 
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c) Verkehrsträger Wasserstraße: 0,5 Mrd. €/a. 

Dabei geht die Kommission von einem langfristigen Sockelbetrag von zusätzlich 4,55 Mrd. 

€ jährlich sowie einem auf 15 Jahre berechneten Nachholbedarf in Höhe von 2,65 Mrd. € 

aus (Daehre et al 2012, Anlage 1, Tab. 6, S. 37 ff.). Tabelle 1 enthält die Angaben unter-

schieden nach Bund, Ländern und Kommunen. Deutlich wird, dass in den Kommunen 

jährlich mindestens 3,25 Mio. Euro fehlen. 

Tabelle 1: Ersatz- und Nachholbedarf für alle Baulastträger (in Mrd. Euro p.a., Stand 

 2012) 

Baulastträger/Aufgabenträger Erhaltung Nachholbedarf Summe 

Bund 

 Straße 

 Schiene incl. SPNV u. NE-Bahnen 

 Bundeswasserstraßen 

2,5 

0,8 

1,2 

0,5 

0,7 

0,5 

0,2 

k.A. 

3,2 

1,3 

1,4 

0,5 

Länder 

 Straße 

 Landwasserstraße 

0,45 

0,45 

k.A. 

0,3 

0,3 

k.A. 

0,75 

0,75 

 

Gemeinde/Kreise 

 Straßen 

 ÖSPV 

1,6 

1,25 

0,35 

1,65 

1,4 

0,25 

3,25 

2,65 

0,6 

 4,55 2,65 7,20 

Quelle: Daehre et al. (2012), S. 37 

Für den Bereich der Städte und Gemeinden hat das Deutsche Institut für Urbanistik im 

Jahre 2008 eine belastbare Schätzung des mittelfristigen kommunalen Infrastrukturbedarfes 

für den Zeitraum 2006 bis 2020 sowie den darin enthaltenden Nachholbedarf ermittelt (vgl. 

Reidenbach u. a., 2008). Der Infrastrukturbedarf der Städte und Gemeinden umfasst: 

 den Nachholbedarf im Sinne von Neubau sowie funktionaler Verbesserung,  

 den quantitativen sowie qualitativen Erweiterungsbedarf im Sinne von Ausbau und 

Neubau sowie insbesondere  

 den Ersatzbedarf und den Abbau unterlassener Unterhaltungen („Erneuerung“). 

Bedarfe zu funktionalen Verbesserungen resultieren vor allem auch aus veränderten Anfor-

derungen wie 

 Klimaschutz, Klimafolgenbewältigung, Umsetzung der Energiewende,  

 Gewährleistung und Verbesserung der Barrierefreiheit von Infrastrukturen (insbe-

sondere vor dem Hintergrund der alternden Gesellschaft), 

 Vernetzung dezentraler Leistungsformen durch Informations- und Kommunikati-

onstechnik. 

Im Infrastrukturbereich „Kommunale Straße“ muss der Infrastrukturbedarf gedeckt werden 

für 
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 Erschließungsstraßen, Anliegerstraßen sowie Sammelstraßen, 

 Verkehrsstraßen und Hauptverkehrsstraßen, 

die in kommunaler Baulast stehen.  

Hinzu kommen:  

Anlagen, Einrichtungen und Verkehrsmittel des Öffentlichen Personennahverkehrs ÖPNV 

(in kommunaler Aufgabenträgerschaft), Einrichtungen/Anlagen für den großräumigen und 

überörtlichen Fuß- und Fahrradverkehr (Hauptachsen), Parkierungsanlagen in öffentlicher 

Trägerschaft (auf Straßen, Plätzen, Grundstücken oder in Parkhäusern/Tiefgaragen), Lärm-

schutzeinrichtungen (Wände, Wälle, Fahrbahnbeläge) sowie Verkehrsinformations- und  

-steuerungssysteme. 

Die Schätzung für den Bereich „Straße“ des kommunalen Infrastrukturbedarfs ergibt einen 

Bedarf von 162 Mrd. Euro. Der Bereich ÖPNV umfasst 38 Mrd. Euro (Bild 4). 

Bild 4: Kommunaler Investitionsbedarf 2006 – 2020 in Deutschland 

Quelle: Schätzungen des Deutschen Instituts für Urbanistik. 

Insgesamt zeigt sich ein Nachholbedarf von 74 Mrd. Euro (Stand 2008). Dem stand im Jahr 

2005 ein jährliches Investitionsvolumen von 40 Mrd. Euro gegenüber, das nicht den mittle-

ren Bedarf von 47 Mrd. Euro pro Jahr bis 2020 abdeckt und damit zu einer weiteren Zu-

nahme des Nachholbedarfs führt. 

In jährlich erfolgenden Befragungen von Städten und Gemeinden wird durch das Difu für 

die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) der Nachholbedarf der Infrastrukturen für Städte, 

Gemeinden und Kreise ermittelt (2010, 2011, 2012). Dieser ergab in den Städten und Ge-

meinden für 2010 auch einen Nachholbedarf von 74 Mrd. Euro, darunter 23,5 Mrd. Euro 
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für Straßen- und Verkehrsinfrastrukturen (ohne ÖPNV). Er stieg leicht bis 2011 und 2012. 

Einschließlich der Kreise beträgt er ca. 100 Mrd. Euro. 

Eine Einschätzung der Veränderungstendenzen für die nächsten fünf Jahre durch die be-

fragten Städte und Gemeinden zeigt, dass gerade im Bereich der Straßen von 23 % bzw. 25 

% der Befragten erwartet wird, dass der Investitionsrückstand „deutlich“ bzw. „noch etwas“ 

wachsen wird, nur 30 % gehen von einem Abbau aus. 

Dabei ist festzustellen, dass der Bedarf für Hauptverkehrs- und teilweise für Verkehrsstra-

ßen bisher bis zu 60 % aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes GVFG 

bzw. ab 2009 aus Mitteln des Entflechtungsgesetzes, d.h. aus Bundes- und Landesmitteln 

abgedeckt werden konnte. Für den ÖPNV - insbesondere U-Bahnen, Stadt- und Straßen-

bahnen, Busbahnhöfe und Betriebshöfe - konnte der Anteil aus GVFG und EG bis zu 85 % 

betragen.  

Die Vermeidung eines Ansteigens des Nachholbedarfs oder sogar eine Absenkung des 

Nachholbedarfs wird grundsätzlich gefährdet, wenn die Länder nicht die Bereitstellung der 

Entflechtungsmittel bis 2019 für Verkehrszwecke sichern. Dies ist kürzlich erfolgt. Die 

Bewältigung des Nachholbedarfs wie auch des neu entstehenden Investitionsbedarfs nach 

2019 ist vor dem Hintergrund der ausstehenden Festlegungen zur Zukunft und dem Umfang 

der Regionalisierungsmittel, der Entflechtungsmittel wie auch des Bund- und Länder- Fi-

nanzausgleichs sowie des kommunalen Finanzausgleichs ungesichert. 

Investitionsbedarf im Bereich Straßen 

Im Bereich Straßen verteilen sich die Investitionsbedarfe nach der Schätzung von 2008 auf 

die Sektoren: 

 Straßen in der Baulast der Gemeinden mit 125,2 Mrd. Euro (davon Nachholbedarf 

74,4 Mrd. Euro) 

 Einrichtungen für den Fuß- und Fahrradverkehr mit 21,1 Mrd. Euro (4,9 Mrd. Eu-

ro) sowie 

 Parkierungsanlagen mit 2,5 Mrd. Euro 

 Lärmschutzeinrichtungen mit 4,4 Mrd. Euro 

 Einrichtungen zur Verkehrsinformation/-steuerung mit 8,4 Mrd. Euro. 

Investitionsbedarf des ÖPNV 

Im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs ÖPNV beziehen sich die Investitionsbe-

darfe nach Schätzung des Difu von 2008 auf  

Infrastruktur/Strecken mit 19,9 Mrd. Euro (Nachholbedarf 13,2 Mrd. Euro) und 

Fahrzeuge mit 18,1 Mrd. Euro (15,5 Mrd. Euro). 

Mit der 2009 erstellten VDV-Studie „Finanzierungsbedarf des ÖPNV bis 2025“ (Auftrag-

geber: VDV, 13 Länder, Deutscher Städtetag; Begleitung durch das BMVBS) sind stärker 

differenzierte und belastbare Daten auch für den ÖPNV ermittelt worden mit: 
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 Nachholbedarf für Reinvestitionen in Verkehrsanlagen des schienengebundenen 

ÖPNV bis 2009 von 2,35 Mrd. Euro. 

 Jährlicher Reinvestitionsbedarf von 550 Mio. Euro, von denen durch Städte und 

Kreise lediglich 220 Mio. Euro abgedeckt werden können. 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) schätzt 2009 für den Zeitraum bis 

2015 nominal einen jährlichen Finanzierungsbedarf für den ÖPNV (ohne Investitionen in 

Bundeschienenwege und in NE-Bahnen) in Höhe von 1,65 - 1,93 Mrd. Euro, für 2016 bis 

2025 von 1,70 - 2,03 Mrd. Euro. Für den Zeitraum 2006 bis 2020 bedeutet dies in der 

Summe 25,0 - 29,4 Mrd. Euro (ohne Fahrzeuge). Diese Bedarfsschätzung liegt also noch 

oberhalb der Werte der Difu-Schätzung für ÖPNV-Infrastrukturen.  

Die (Sonder-)Konferenz der Verkehrs- sowie der Finanzminister wie auch der Ministerprä-

sidenten der Länder hat für den Zeitraum 2014 bis 2019 jährlich einen erheblich höheren 

Investitionsbedarf konstatiert, als er nach dem Entflechtungsgesetz maximal abgedeckt 

werden kann: 

 ÖPNV 740 Mio. Euro (ohne Dynamisierung) 

 Kommunaler Straßenbau 1,220 Mio. Euro  

 Insgesamt 1,960 Mrd. Euro. 

Zusatzbedarfe 

Aufgrund der verstärkten Anforderungen an die Sicherung der Barrierefreiheit für mobili-

tätseingeschränkte Personen ergeben sich beim ÖPNV (Fahrstühle, Umgestaltungen von 

Haltestellen, Niederflur-Fahrzeuge) und zum Teil auch im Straßennetz (Querungsstellen 

von Straßen und Kreuzungen, Leiteinrichtungen) erhebliche zusätzliche Bedarfe. In einer 

Sonderuntersuchung für die KfW hat das Difu 2012 (Eberlein, Klein-Hitpaß 2012) einen 

Bedarf bis 2030 ermittelt von:  

 14 - 15 Mrd. Euro für den ÖPNV  

 13 Mrd. Euro für Straßen in kommunaler Baulast. 

Dies bedeutet insgesamt jeweils zusätzlich ca. knapp 1 Mrd. Euro pro Jahr.  

Bei dieser Ausgangslage wird erkennbar, dass die derzeitige Finanzmittelausstattung und 

Haushaltslage der Gemeinden keinen Abbau des Investitionsrückstands, sondern eher einen 

kontinuierlichen Zuwachs und damit einen kontinuierlichen Vermögensverzehr erwarten 

lassen.  

Die Untersuchung des Difu und des VDV waren der Daehre-Kommission bekannt und 

dienten mit als Grundlage für die Abschätzung der künftig zusätzlich erforderlichen Mittel 

in Höhe von jährlich 

 2,65 Mrd. Euro für Straßen und 

 0,6 Mrd. Euro für den ÖPNV. 
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Die Ausführungen machen deutlich, dass hiermit eher eine untere als eine obere Grenze der 

Schätzung angegeben wurde und sich damit die Fragen zur Lösung der Finanzierung des 

kommunalen Verkehrs drängender denn je stellen. 

3. Steuer- und Nutzerfinanzierung als Grundlage der Finanzierung des 

kommunalen Verkehrs 

Die Nutzerfinanzierung wurde in Deutschland im Jahre 2000 mit dem Bericht der soge-

nannten Pällmann-Kommission zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur zur Leitmaxime 

einer effektiveren Verkehrsfinanzierung erhoben. Dadurch sollten Unsicherheiten, u. a. 

durch „Haushaltsvorbehalte“ und häufige Mittelkürzungen, die eine verlässliche und stetige 

Planung, Bau und Betrieb von Verkehrsanlagen erschweren, abgebaut werden. Seither ist 

das Prinzip der Nutzerfinanzierung in zahlreichen wissenschaftlichen und politischen Äuße-

rungen als vorteilhaft dargestellt worden.
 
Vor allem die EU propagiert das „user and pollu-

ter pays principle“, zuletzt im Weißbuch Verkehr von 2011. 

Die Begründung nutzungsabhängiger Entgelte stützt sich zum einen auf das Verursacher-

prinzip. Dabei bezieht sich die Kostentragung durch die Verursacher zum einen auf die 

Abnutzung der Infrastruktur, zum anderen auf Stauprobleme und Überlastungen bei der 

Inanspruchnahme von vielbenutzten Verkehrsinfrastrukturen, und schließlich auch auf die 

Internalisierung von Umweltexternalitäten (Luftverschmutzung, Lärm usw.). Insoweit die 

Einnahmen aus verursachergerechten Entgelten zur Finanzierung der Wartung, des Erhalts 

und des Ausbaus von Verkehrsinfrastrukturen eingesetzt werden, reduziert sich das Finan-

zierungsproblem und der Bedarf an einer Steuerfinanzierung aus dem allgemeinen Haus-

halt.  

Zum anderen stützt sich die Begründung nutzungsabhängiger Entgelte auf das Prinzip der 

Anlastungsgerechtigkeit und auf Überlegungen zur effizienten Steuerung der Infrastruk-

tursektoren durch Politik und Unternehmen. Aus diesen Gründen kann der Anteil der Nut-

zerfinanzierung noch zusätzlich erhöht werden. Allerdings ist hieraus nicht allgemein zu 

folgern, dass das Prinzip der Nutzerfinanzierung eine Steuerfinanzierung völlig überflüssig 

macht. Es geht folglich nicht um ein entweder oder, sondern um eine Kombination von 

Nutzer- und Steuerfinanzierung. Dabei sollten die Potenziale einer allokativ effizienten 

Nutzerfinanzierung möglichst umfassend ausgeschöpft werden, sofern dies nicht mit ande-

ren Zielen kollidiert.  

Aus aktuellem Anlass (Ergebnisse der Daehre-Kommission, anstehende Revision des Regi-

onalisierungsgesetzes, Auslaufen des Entflechtungsgesetzes, fehlende Finanzierungsanteile 

auf kommunaler Ebene) überprüft der Wissenschaftliche Beirat, ob dieses Modell auch 

Bestandteil eines Reformkonzeptes zur Finanzierung des Stadtverkehrs sein kann. Hierzu 

werden zunächst aus ökonomischer Sicht die relevanten Argumente für Steuer- und Nutzer-

finanzierung betrachtet (Abschnitt 3.1). Es folgt ein Blick auf die Frage der Akzeptanz von 

Abgaben bei den Bürgern (Abschnitt 3.2). Sodann wird die aktuelle Realität von Nutzer- 

und Steuerfinanzierung behandelt, wobei insbesondere die Ambivalenz der Energiesteuer 

(Mineralölsteuer) thematisiert wird. Damit ist auch die rechtliche Dimension angesprochen, 
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die sich insbesondere hinsichtlich der Zweckbindung bestimmter Einnahmen und der föde-

ralen Struktur von Einnahmen und Ausgaben stellt (Abschnitt 3.3). Schließlich werden in 

einem Zwischenfazit Möglichkeiten zur Finanzierung des kommunalen Verkehrs diskutiert 

und erste allgemein gehaltene Empfehlungen abgeleitet (Abschnitt 3.4). Auf dieser Grund-

lage werden dann im anschließenden Kapitel 4 konkrete Reform-Empfehlungen formuliert. 

3.1 Steuer- vs. Nutzerfinanzierung des Verkehrs aus ökonomischer Sicht 

Effizienz bzw. gesellschaftlicher Nutzen von Infrastruktur 

Ein Preis für die Nutzung einer Infrastruktur oder des ÖPNV hat stets eine „Lenkungswir-

kung“: Je höher der Preis, desto weniger wird die Infrastruktur bzw. der ÖPNV genutzt. 

Diese Lenkungswirkung – in der Wirkrichtung negativer Art – kann erwünscht oder uner-

wünscht sein. Auf der Lenkungswirkung beruhen alle Überlegungen zur volkswirtschaftli-

chen Effizienz einer Preissetzung. Die einfache Tatsache, dass preisliche Lenkungswirkun-

gen unerwünscht sein können, führt auf das wichtigste ökonomische Argument für eine 

wenigstens teilweise Steuerfinanzierung von Infrastrukturen – hier verstanden als Gegen-

satz zu einer Nutzerfinanzierung.  

Das Argument wird am Beispiel einer Verbindungsstrecke zwischen zwei Orten deutlich. 

Auf dieser Strecke gebe es nie Stau, und entlang der Strecke könne kaum jemand durch 

Lärm oder erzeugte oder aufgewirbelte Partikel (Feinstaub) nennenswert beeinträchtigt 

werden. Dieser Fall kommt  recht häufig in der Realität vor. Um das Beispiel noch klarer zu 

machen, soll zudem der derzeit noch seltene Fall eines Elektroautos betrachtet werden, das 

beim Fahren kaum Lärm und Feinstaub und überhaupt keine Schadstoffe oder Treibhausga-

se erzeugt (der Strom in der Batterie sei 100 % durch erneuerbare Energien erzeugt wor-

den). Die Abnutzungskosten an der Infrastruktur, die durch eine Fahrt dieses Autos verur-

sacht werden, seien ebenfalls vernachlässigbar gering, praktisch gleich Null. In dem kon-

struierten Beispiel entstehen also für die Gesellschaft durch die Fahrt dieses Autos auf 

dieser Straße keinerlei Kosten außer denen, die dem Fahrer selbst entstehen. 

In diesem Fall sollte möglichst gar kein negativer preislicher Lenkungseffekt auf die Ent-

scheidung des Fahrers ausgeübt werden. Wenn der Fahrer unter Berücksichtigung aller für 

ihn persönlich anfallenden Kosten (Energie, Abnutzung am Fahrzeug, Zeitaufwand) der 

Meinung ist, die Fahrt sei es wert, dann gibt es auch aus Sicht der Gesellschaft keinen 

Grund, diese Fahrt zu verhindern. Volkswirtschaftlich effizient wäre es daher, den Fahrer 

von seinem persönlichen Urteil nicht durch einen Nutzerpreis der Straße abzulenken. (Ge-

nauer: das Fahren sollte nur mit solchen preislichen Aufschlägen belegt werden, die auch 

überwiegend allen anderen Aktivitäten auferlegt werden.) Denn schon der geringste Maut-

satz verdrängt Verkehre, die den Verkehrsteilnehmern nützen würden. Dieser unerwünschte 

Lenkungseffekt konkurriert mit dem eigentlichen Finanzierungszweck der Maut und sollte 

vermieden werden, wenn es andere Finanzierungsquellen gibt, die keine (oder weniger) 

unerwünschte Lenkungseffekte haben: die allgemeinen Steuern.  

Dies ist das zentrale ökonomische, auf dem Kriterium der volkswirtschaftlich effizienten 

Nutzung einer Infrastruktur beruhende Argument für eine Steuerfinanzierung. Ihm stehen 
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andere Argumente gegenüber, die für eine Erhöhung des Anteils der Nutzerfinanzierung 

sprechen und die in den folgenden Abschnitten diskutiert werden. 

Der Begriff der Steuerfinanzierung verweist dabei auf „allgemeine Steuern“, die nicht spe-

ziell mit der Nutzung von Verkehrsinfrastruktur verbunden sind: Die Gruppe der Einkom-

menssteuern (zu der neben der veranlagten Einkommenssteuer auch Lohnsteuer, Körper-

schaftssteuer, Ertrags- und Zinsabschlagssteuer gehören), die Mehrwertsteuer, die Gewer-

besteuer und die Grundsteuer.
4
 Diese Steuern dienen zur Finanzierung des allgemeinen 

Haushalts. In ihrer Gesamtheit wurden sie so gestaltet, dass ein Kompromiss erzielt wird 

zwischen den konkurrierenden finanzpolitischen Zielen der Steuergerechtigkeit, der Vertei-

lungsgerechtigkeit, der Minimierung der Erhebungskosten und der „Lenkungsneutralität“. 

Letztere bedeutet, dass die Erhebung der Steuer möglichst geringe Verhaltensänderungen 

bei den Besteuerten nach sich ziehen sollte. Denn der Staat möchte mit den „allgemeinen 

Steuern“ nur das benötigte Geld erheben, nicht das Verhalten (z. B. Konsumverhalten) der 

Menschen beeinflussen. Im Ergebnis und in ihrer Gesamtheit sind die „allgemeinen Steu-

ern“ breit angelegt und vermeiden es, einzelne Gruppen oder einzelne Aktivitäten in her-

vorgehobener Weise zu treffen. Damit sind diese Steuern natürliche Kandidaten auch für 

die Finanzierung von Verkehrsinfrastruktur. 

Wenn – abweichend vom Beispiel – Abnutzungskosten der Infrastruktur entstehen, verlangt 

die volkswirtschaftlich effiziente Allokation Nutzerpreise in Höhe der Abnutzungskosten 

pro Nutzung. Typischerweise sind diese Abnutzungskosten pro Nutzung jedoch sehr klein, 

denn es gehört zum Wesen von Infrastrukturen, dass sie hohe Fixkosten und geringe Ab-

nutzungskosten aufweisen. Zu den Fixkosten gehören dabei sämtliche Gestehungs- und 

Vorhaltungskosten der Infrastruktur, also auch Unterhaltungs- und Betriebskosten, sofern 

diese unabhängig von der Nutzungsintensität sind. Die Dominanz der Fixkosten gilt auch 

für den ÖPNV.  

Zur Finanzierung der Fixkosten können allerdings auch fixe Nutzerpreisbestandteile ver-

wendet werden, solange diese nicht Nachfrage verdrängen. Man kennt fixe Preis-

bestandteile aus anderen Infrastruktursektoren (Telekommunikation, Wasser, Strom) als 

Anschluss- oder Grundgebühren, also diejenigen Teile eines Tarifs, die nicht von der Nut-

zungsmenge abhängen. Im Straßenverkehr könnte dies eine Vignette sein oder eine Grund-

gebühr auf den Besitz eines Kfz (in einer Region / Stadt). Dies wäre nun „Nutzerfinanzie-

rung“, da die Zahlung auf die Infrastrukturnutzer beschränkt ist – auch wenn sie von deren 

Nutzungsmenge nicht abhängt, sondern eher auf die Bereitstellung der Infrastruktur abstellt. 

Wollte man jedoch eine Grundgebühr so hoch setzen, dass die Infrastruktur daraus (und aus 

den Preisen pro Nutzung in Höhe der Infrastrukturabnutzungskosten) voll finanziert wird, 

dann wird das Potenzial für die Nutzung der Infrastruktur gemindert: Einige Nutzer würden 

dann dauerhaft auf die Fahrt über die bemautete Strecke bzw. den Kauf eines Autos ver-

zichten. Wenn die Infrastrukturnutzer Firmen sind, dann wirkt eine hohe Grundgebühr als 

                                                 
4  Nicht zu den allgemeinen Steuern zählen hingegen spezielle Gebühren oder Verbrauchssteuern, die gezielt 

einzelnen Gütern oder Aktivitäten auferlegt werden. Zur Ambivalenz der Mineralöl- und Kfz-Steuern siehe 
Abschnitt 3.2. 
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Markteintrittsbarriere, auch durch eine veränderte Standortwahl. Dies kann die Wettbe-

werbsintensität zwischen diesen Firmen nachteilig beeinflussen – womit ein unerwünschter 

Lenkungseffekt einherginge. Lenkungsneutral kann eine Grundgebühr daher nur sein, so-

lange sie keine potenziellen Teilnehmer von der Infrastrukturnutzung effektiv abhält. 

Das Kriterium der Effizienz der Infrastruktur-Nutzung spricht daher nur für geringe fixe 

und mengenabhängige Preisbestandteile einer Nutzerfinanzierung, solange keine Staueffek-

te oder Umwelteffekte der Infrastruktur-Nutzung auftreten. Es ist das zentrale Argument für 

eine anteilige Steuerfinanzierung von Verkehrsinfrastrukturen und ÖPNV. 

Bepreisung von Staus 

Ein mit wachsenden Verkehrsstärken schlechter werdender Bedienungsstandard auf der 

Infrastruktur (Verlangsamung bis hin zu Staus, Mangel an Stellplätzen) kann ein Anlass 

sein, den Preis pro Nutzung zu erhöhen. Im Folgenden wird vereinfachend schon dann von 

„Stau“ gesprochen, wenn die Durchschnittsgeschwindigkeit eines (durchschnittlichen) 

Verkehrsteilnehmers durch die Gesamtheit der anderen Verkehrsteilnehmer spürbar beein-

trächtigt wird. 

Zwar überlegt sich jeder Verkehrsteilnehmer schon selbst, ob er angesichts eines Staus die 

Infrastruktur überhaupt nutzen möchte (ein beträchtlicher Teil der Staukosten wird also 

bereits internalisiert). Doch berücksichtigt er bei dieser Entscheidung nicht denjenigen 

Anteil der Staukosten, den er den anderen Verkehrsteilnehmern aufbürdet (die Stau-

Externalität). Diese Differenz zwischen den sozialen und den privaten Kosten der Nutzung 

einer überlasteten Infrastruktur kann nur über eine Anhebung des Preises pro Nutzung aus-

geglichen werden.  

Dies ist wieder ein Aspekt volkswirtschaftlich effizienter Bepreisung, wobei der Lenkungs-

effekt das eigentliche Ziel darstellt, während der Finanzierungseffekt – also die Nutzerfi-

nanzierung – eher ein ggf. willkommener Nebeneffekt ist. Der beabsichtigte Lenkungsef-

fekt wird allerdings davon abhängen, inwiefern es gelingt, Staugebühren räumlich und 

zeitlich dem Auftreten der Staus anzupassen, und ob die Verkehrsteilnehmer auf die Ge-

bühr reagieren.  

Wenn möglich und sinnvoll, wird man Staugebühren im Zusammenhang mit Qualitätsdiffe-

renzierungen umsetzen. Insbesondere im Schienenpersonenverkehr hat sich dies in Form 

unterschiedlicher Preisklassen („erste / zweite Klasse“; unterschiedliche Entgelte innerhalb/ 

außerhalb Spitzenzeiten) bewährt. Sehr flexible Formen des Yield Management sind aus 

dem Flugverkehr bekannt. Grundsätzlich kann dies auch bei der Bepreisung der Verkehrs-

infrastruktur Anwendung finden (z. B. Express-Trassen versus Standardtrassen im Schie-

nennetz) und würde sicherlich auch dort die Einnahmen erhöhen.  

Die Einnahmen aus Staugebühren und Zusatzeinnahmen aus Qualitätssegmentierungen 

sollten für die Infrastrukturfinanzierung eingesetzt werden. Sie bilden damit ein weiteres 

und ggf. recht bedeutendes Element einer volkswirtschaftlich effizienten Nutzerfinanzie-

rung. Stau- oder Knappheitsgebühren können ggf. direkt zur Kapazitätserweiterung einge-

setzt werden, mit dem Ziel, eben diese Staus zu verringern. In anderen Fällen lassen sich 



166 Verkehrsfinanzierungsreform – Integration des kommunalen Verkehrs  

die Gelder auch zur effizienteren Nutzung der Infrastruktur einsetzen, z. B. durch Ver-

kehrslenkungsmaßnahmen oder durch eine Förderung des ÖPNV in Engpassbereichen. 

Bepreisung von Umweltbelastungen, Unfallfolgen und dergleichen. 

Neben Stau-Externalitäten treten weitere negative externe Effekte des Verkehrs auf, insbe-

sondere in Form von Umweltbelastungen: Schadstoffe, Feinstaub, Lärm, Unfälle, CO2, 

Belastung städtischer Räume durch Flächenverbrauch und durchfahrende oder parkende 

Fahrzeuge, Zerschneidung von Landschaften durch Straßen oder Schienen. Diese Umwelt-

belastungen geben ebenfalls Anlass für die Erhöhung der Preise pro Nutzung der Infra-

struktur.  

Wie bei der Staubepreisung ist auch in diesem Fall der Lenkungseffekt das eigentliche Ziel 

der Bepreisung, während der Finanzierungseffekt – die Nutzerfinanzierung – ein ggf. will-

kommener Nebeneffekt ist. Im Gegensatz zu vielen Steuern, deren Zweck primär die Fi-

nanzierung des Staatshaushalts ist, sind bei Umweltsteuern sowohl der Lenkungseffekt als 

auch der Finanzierungseffekt erwünscht („doppelte Dividende“). Andererseits nimmt aber 

der Finanzierungseffekt in dem Maße ab, wie der Lenkungseffekt greift.  

Damit ist die Frage verbunden, ob „Lenkung durch Bepreisung“ das geeignete Instrument 

zur Vermeidung von Umweltexternalitäten ist. In dem Maße, wie der Lenkungseffekt nicht 

greift, ist zu überlegen, ob (parallel) andere Instrumente wie z. B. das Ordnungsrecht einge-

setzt werden sollten (Beispiele: Schadstoffgrenzwerte, Sicherheitsvorschriften gegen Un-

fallgefahren). So hat sich der Wissenschaftliche Beirat hinsichtlich der externen Kosten des 

Straßengüterverkehrs für „Paketlösungen“ ausgesprochen, die preisliche und ordnungs-

rechtliche Instrumente verknüpfen.
5
 Auch nicht-preisliche Maßnahmen der Verkehrsver-

meidung oder Verkehrsverlagerung sind hier zu nennen (Beispiele: ÖPNV-Ausbau, Park & 

Ride, Busspuren), sofern diese die Mobilitätsbedürfnisse angemessen berücksichtigen; auch 

sie bieten sich als Bestandteil von Paketlösungen an. Im Rahmen einer Paketlösung für die 

Umwelt können auch Investitionen zur Minderung von Umwelteffekten vorgesehen wer-

den. Dies mag z. B. eine umweltschonende Ausstattung der Infrastruktur selbst sein (Bei-

spiel: Flüsterasphalt). 

Im Fall einer Paketlösung ist es naheliegend, die preisliche Komponente entsprechend ab-

zusenken. Hierfür sprechen neben Gründen der volkswirtschaftlichen Effizienz (falls auf-

grund der anderen Instrumente die Umweltbelastung des Verkehrs sinkt) auch Gründe der 

gerechten Kostenanlastung, denn auch die Einhaltung ordnungsrechtlicher Maßnahmen ist 

ja in der Regel mit Kosten verbunden. Im Einzelfall ist zu bestimmen, welche Preissetzung 

im Rahmen einer Paketlösung zur Reduktion einer Umweltexternalität sinnvoll ist. Dies 

wird im Folgenden durch den Begriff der „sinnvollen Bepreisung von Umweltexternalitä-

ten“ signalisiert.  

Einnahmen aus der preislichen Komponente einer Paketlösung sollten in erster Linie zur 

Finanzierung anderer Elemente der Paketlösung dienen. Daneben können Einnahmen aus 

der sinnvollen Bepreisung von Umweltexternalitäten auch zur Finanzierung der rein ver-

                                                 
5
  Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (2009): Internalisierung externer Kosten des Straßengüterverkehrs. 
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kehrlichen Aspekte von Infrastrukturen eingesetzt werden. Dies wäre dann der o. g. Finan-

zierungseffekt, ein Element der Nutzerfinanzierung der Infrastruktur. 

Äquivalenzprinzip der Abgaben-Gestaltung  

In der Finanzwissenschaft  gilt als eines der Grundprinzipien der Besteuerung das soge-

nannte „Äquivalenzprinzip“: Bürger sollen im Verhältnis ihres Nutzens, den sie von den 

öffentlichen Leistungen haben, durch öffentliche Abgaben belastet werden. Insbesondere 

sollen Bürger, die eine bestimmte Leistung des Staates kaum oder gar nicht in Anspruch 

nehmen (können), möglichst auch von den Kosten dieser Leistung verschont werden. Das 

Äquivalenzprinzip ist ein Aspekt der „Steuergerechtigkeit“ neben anderen Aspekten wie 

Verteilungsgerechtigkeit usw.  

Das Äquivalenzprinzip spricht für eine Ausweitung der Nutzerfinanzierung. Im Extremfall 

führt es zu der Forderung, dass alle Kosten des Verkehrs von den Nutzern getragen werden 

sollen. Auch die Beteiligung der Nutznießer an der Finanzierung (siehe dazu unten) leitet 

sich aus diesem Prinzip ab.  

Das Äquivalenzprinzip ging auch in die Konzeption der deutschen Lkw-Maut ein, die der 

Finanzierung von Bundesfernstraßen (Bundesautobahnen und einige wichtige Bundesstra-

ßen) dient. Zur Bestimmung der Maut werden grundsätzlich alle Nutzer der Bundesfern-

straßen betrachtet – also nicht nur die Lkw, obwohl nur sie zur Zahlung herangezogen wer-

den. Diese Nutzer werden in verschiedene Nutzergruppen eingeteilt (verschiedene Klassen 

von Lkw, Pkw sowie Motorräder). Sodann wird jeder Gruppe ein Anteil der Kosten ange-

lastet, der sich aus folgenden Kriterien ergibt: Veranlassung, Abnutzung und relativer Ka-

pazitätsverbrauch.
6
 Die Veranlassung zum Bau schwerlast-geeigneter Straßen und Brücken 

führt nach dem Äquivalenzprinzip dazu, dass die Kosten für dieses Ausstattungsmerkmal 

nur den Lkw angelastet werden. Zudem werden Allgemeinkosten der Straßen, die allen 

Nutzern zu Gute kommen, auf alle Nutzer gleichmäßig verteilt – auch dies folgt aus der 

„Veranlassung“ oder dem Äquivalenzprinzip.  

Hingegen ist das Kriterium der Abnutzung ein Element der volkswirtschaftlich effizienten 

Bepreisung (siehe vorige Abschnitte). So ist bekannt, dass die Abnutzung und Beanspru-

chung von Straßen und vor allem von Brückenbauwerken durch Lkw um Größenordnungen 

höher ist als durch Pkw.  

Zudem wird in der Lkw-Maut das Kriterium des relativen Kapazitätsverbrauchs oder der 

relativen Verkehrsverdrängung berücksichtigt. Hier wird versucht, über einfache Kennzah-

len festzuhalten, dass Lkw ggf. schneller zur Bildung von Staus beitragen als die gleiche 

Anzahl von Pkw. In einer engen Interpretation enthält das deutsche Mautsystem eigentlich 

noch keine Elemente der Staubepreisung. Vielmehr steht für die Maut der Gedanke der 

Refinanzierung einer gegebenen Infrastruktur im Vordergrund: Wenn Straßen zur Vermei-

dung von Staus mit einer höheren Kapazität ausgelegt werden (mehr Spuren, leistungsfähi-

gere Knoten usw.), sollten Lkws entsprechend ihrem höheren relativen Kapazitätsverbrauch 

auch einen höheren Teil dieser Kapazitätskosten tragen. Dieser Aspekt kann wieder dem 

                                                 
6  In der Praxis werden allerdings nur Lkw über 12 Tonnen mit Gebühren belegt.  
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Veranlassungsprinzip (Äquivalenzprinzip) zugeordnet werden. Allerdings ist die Nähe zur 

volkswirtschaftlich effizienten Stau-Bepreisung schon sehr groß, so dass dieses Element 

des deutschen Mautsystems auch (teilweise) als Ausfluss des Effizienzkriteriums interpre-

tiert werden kann. 

Effizienz der Steuerung von Infrastruktursektoren  

Neben dem Äquivalenzprinzip gibt es zwei weitere Gründe für die Ausweitung der Nutzer-

finanzierung, die mit den Imperfektionen der Steuerung von Politik und Unternehmen der 

Infrastruktursektoren zu tun haben:  

 Zum einen soll die Finanzierungsgrundlage der Infrastruktursektoren stabilisiert 

und von den Unwägbarkeiten der Haushaltspolitik unabhängig gemacht werden. 

(Gebühren sind zweckgebunden zu verwenden und entsprechen der Höhe nach 

den jeweiligen Ausgaben der öffentlichen Hand, Steuern hingegen nicht.) 

 Zum anderen soll der allgemeine Haushalt vor ausufernden finanziellen Ansprü-

chen aus den Infrastruktursektoren geschützt werden. 

Zum ersten Punkt: Auslegung, Ausbau und Erhalt von Infrastrukturen müssen langfristig 

geplant und verbessert werden. Eine schwankende Finanzierungsgrundlage, wechselnde 

Prioritäten und politische Einseitigkeiten können die Effizienz des Mitteleinsatzes stark 

beeinträchtigen. Die andauernden hohen Mittelanforderungen aus den steuerfinanzierten 

Infrastruktursektoren können daher Folge eines erhöhten Mittelbedarfs sein, der auf poli-

tisch bedingte Ineffizienzen zurückzuführen ist.  

Dies spricht – und darauf hat der Wissenschaftliche Beirat mehrfach hingewiesen
7
 – für 

eine Stabilisierung der Infrastrukturfinanzierung und für eine stärkere Unabhängigkeit der 

Infrastrukturfinanzierung und -planung von der Politik. Unabhängige Finanzierungsquellen 

der Infrastruktursektoren, wie sie im Rahmen der Nutzerfinanzierung möglich sind, können 

einen wichtigen Beitrag hierfür leisten. 

Zum zweiten Punkt: Viele Infrastrukturen können nicht wettbewerblich bereit gestellt wer-

den; in manchen Fällen (wie der Eisenbahn) wäre flächendeckender Infrastrukturwettbe-

werb auch nicht wünschenswert, da dann die hohen Kosten der Infrastruktur vervielfacht 

würden. Man spricht von „natürlichen Monopolen“. Wenn aber Monopolbetriebe Aussicht 

auf Steuerfinanzierung haben, dann ist die Effizienz leicht in Gefahr. Dies gilt insbesonde-

re, wenn die Monopolbetriebe erwarten können, dass sie Defizite und hohe Kosten erfolg-

reich als Argumente für die Gewährung weiterer Steuermittel einsetzen können. Ineffizienz 

und zu großzügiger Mitteleinsatz werden dann schnell zu innerbetrieblichen Maximen.  

Diese Problemlage ist aus der Regulierungstheorie allgemein bekannt („Cost Plus-

Problem“) und hat dort zu Lösungsversuchen geführt, denen zufolge die Einnahmen der 

Monopolbetriebe von ihren individuellen Kosten möglichst abgekoppelt werden sollten 

(„Anreizregulierung“). Die dafür nötigen Benchmark- und Vergleichsverfahren sowie Ver-

stetigungen der Finanzgrundlage haben sich jedoch in steuerfinanzierten Sektoren bisher 

                                                 
7  Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (2005): Privatfinanzierung der Verkehrsinfrastruktur. 
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noch nicht durchgesetzt. Allenfalls können periodische Eingriffe der Politik in steuerfinan-

zierte Infrastruktursektoren und periodische Mittelkürzungen durch die Parlamente auch als 

Reaktionen auf ausufernde und habituelle Mittelanforderungen aus diesen Sektoren inter-

pretiert werden (z. B. Koch-Steinbrück-Papier „Subventionsabbau im Konsens“ von 2003). 

Insgesamt fehlen aber häufig die notwendige Ziel- und Qualitätsorientierung sowie belast-

bare Vergleichsverfahren. 

Eine weitgehende Ablösung der Steuer- durch Nutzerfinanzierung kann hier in zweierlei 

Hinsicht hilfreich sein: Erstens sind im Falle der Nutzerfinanzierung die Mittel, auf die ein 

Infrastruktursektor zugreifen zu können glaubt, der Höhe nach begrenzt (Einnahmen aus 

anderen Steuern kommen dann einfach nicht mehr in Frage). Zweitens wird die Öffentlich-

keit in Personen der Nutzer unmittelbar mit dem wirtschaftlichen Gebaren des einzelnen 

Sektors konfrontiert (während allgemeine Steuererhöhungen unspezifisch sind, d. h. schwer 

einzelnen Fehlentwicklungen zugeordnet werden können). Nutzerfinanzierung könnte da-

her eine stärkere Disziplinierung des Sektors zur Folge haben, wenn über Öffentlichkeit 

und Politik auf die Steuerung der Sektoren zurückgewirkt wird. 

Diese Argumente der Steuerung von Unternehmen und Politik können im Ergebnis dafür 

sprechen, der Nutzerfinanzierung ein stärkeres Gewicht zu geben, als es die zuvor genann-

ten Argumente zuließen. Allerdings müssten die genannten Nachteile einer höheren Nutzer-

finanzierung – mögliche ineffektivere Nutzungen der Infrastruktur – dann in Kauf genom-

men werden.  

Die vorteilhaften Effekte einer Nutzerfinanzierung auf die Steuerung von Unternehmen und 

Politik können bei geeigneter institutioneller Gestaltung auch im Verbund mit einer teilwei-

sen Steuerfinanzierung realisiert werden. Dies setzt voraus, dass der steuerfinanzierte An-

teil nicht zu groß ist und für einen sehr langen Zeitraum in der Höhe fixiert wird – so dass 

er für alle Beteiligten als unbeeinflussbar gilt. Dieses Modell wurde der Intention nach im 

Eisenbahnsektor umgesetzt, bei dem die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) 

das steuerliche Element für einen Zeitraum von mehreren Jahren fixiert. Dieses Modell 

könnte auch für Straßeninfrastruktur und ÖPNV nutzbar gemacht werden. 

Nutznießerfinanzierung 

Bereits die Pällmann-Kommission 2000 bezog in das breitere Konzept der „Nutzerfinanzie-

rung“ auch Finanzierungsbeiträge durch die sogenannten „Nutznießer“ oder „indirekten 

Nutzer“ der Verkehrsinfrastruktur mit ein. Während die „direkten Nutzer“ (bisher einfach 

als „Nutzer“ bezeichnet) dadurch charakterisiert sind, dass sie Verkehrsleistungen selbst 

nachfragen und damit offenbar einen Nutzen daraus ziehen, profitieren die „indirekten 

Nutzer“ daraus, dass Andere die Verkehrsinfrastruktur nutzen („Drittnutzen“). Insbesonde-

re werden Standorte durch die verkehrliche Erschließung (potenzielle Nutzung) aufgewer-

tet; davon profitieren die Grundbesitzer als Dritte. 

Die indirekten Nutzen ergeben sich also aus positiven spill-over-Effekten aus der Verkehrs-

leistung, die über die unmittelbaren Verkehrsteilnehmer hinausgehen und bei dritten Perso-

nengruppen landen. So bewirkt z. B. die öffentliche Verkehrsanbindung die Erreichbarkeit 

der Innenstädte, wodurch der Handel in Form von Umsatzsteigerungen profitiert. Die An-
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bindung von Arbeitsstätten erzeugt indirekten Nutzen für die Arbeitgeber. Haus- und 

Grundbesitzer erfahren durch die Verkehrsinfrastruktur eine Wertsteigerung ihrer Immobi-

lien und eine Steigerung der Mieterträge. Nutznießerfinanzierung bedeutet, dass diese 

Gruppen – Handel, Arbeitgeber, Immobilienbesitzer – an der Finanzierung der Verkehrsinf-

rastruktur beteiligt werden. So sieht das Baugesetzbuch Erschließungsbeiträge für die Er-

stellung der Straßen vor und einige Kommunalabgabengesetze der Länder ermöglichen die 

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen (siehe hierzu Kapitel 4). 

Auf den ersten Blick erscheinen diese Beiträge mit Blick auf die ökonomische Effizienz 

unproblematisch, da ja die (direkten) Nutzer der Infrastruktur nicht betroffen sind und da-

mit auch keine unerwünschten Lenkungseffekte auftreten. Es werden lediglich ökonomi-

sche Renten, die bei Dritten aufgrund der Verkehrsinfrastruktur anfallen, teilweise abge-

schöpft, um Errichtung, Unterhaltung und Betrieb der Infrastruktur zu ermöglichen.  

Allerdings fallen diese Renten bei den verschiedenen Dritten der Höhe nach sehr unter-

schiedlich aus, sie sind höchst individuell. Zum Beispiel können einige Geschäfte, die von 

der Erreichbarkeit profitieren, sehr hohe Gewinne erwirtschaften, während andere knapp an 

der Verlustgrenze arbeiten. Sobald der Nutznießerbeitrag die Rente einiger Dritter über-

steigt, werden diese schließen oder den Standort wechseln, so dass ein unerwünschter Len-

kungseffekt auftreten könnte. Ähnlich wie bei den Auswirkungen überhöhter (direkter) 

Nutzerkosten würde auch dies den volkswirtschaftlichen Nutzen der Infrastruktur schmä-

lern; zudem würde es volkswirtschaftliche Schäden in dem betroffenen Sektor erzeugen.  

Um erwünschte Lenkungseffekte zu erzielen, wäre daher eine „Verkehrserzeugungsabga-

be“ für Nutzungen in vom ÖPNV nicht erschlossenen Lagen angemessen. Durch eine sol-

che Abgabe lassen sich Lenkungseffekte auf Investitionen erzielen, verstärkt in bereits vom 

ÖPNV erschlossenen Lagen mit entsprechend geringerem Verkehrsaufwand zu gehen. 

Verkehrserzeugerabgaben in wenig erschlossenen Gebieten können auch als Komplement 

zu Nutznießerabgaben erhoben werden, um die negativen Lenkungseffekte letzterer auszu-

gleichen. In den meisten Fällen braucht man jedoch die Verkehrserzeugerabgaben nicht von 

Nutzer- bzw. Nutznießerabgaben zu unterscheiden: Eine Nutzer- bzw. Nutznießerabgabe 

für ländliche Erschließungsstraßen müsste wegen der geringen Nutzerzahl ohnehin höher 

ausfallen als in Ballungsgebieten. Dies hätte die verkehrlich erwünschte Lenkungswirkung 

auf die Menschen, in verkehrlich besser erschlossene Gebiete zu ziehen. Konflikte einer 

hohen Nutzer- bzw. Nutznießerabgabe gibt es daher eher mit den konkurrierenden politi-

schen Zielen einer räumlichen Verteilungsgerechtigkeit oder Angleichung der Lebensver-

hältnisse.  

In diesem Kontext bietet es sich auch an, mit einer Abschaffung der Entfernungspauschale 

Steuermittel in erheblicher Größenordnung zu sichern und die Förderung von Fehlallokati-

onen in schlecht erschlossenen Bereichen zu stoppen. 

Allerdings stellen sich verschiedene Gerechtigkeitsfragen hinsichtlich der Nutznießerfinan-

zierung. Nutzer und Nutznießer sind oft identisch: zum Beispiel ermöglicht der Verkehrs-

anschluss eines Wohngebiets sowohl die Nutzung durch die Bewohner selbst als auch deren 

Erreichbarkeit durch Andere, womit die Bewohner zu „Drittnutzern“ werden. Oft sind 
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Nutzer und Nutznießer auch wirtschaftlich miteinander verbunden: Wenn sowohl die zur 

Arbeit fahrenden Arbeitnehmer (Nutzer) als auch die so erreichten Arbeitgeber (Nutznie-

ßer) zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur herangezogen werden – ist dies dann eine 

ungerechte Verdoppelung der Belastung oder eine gerechte Verteilung der Lasten?  

Die Antwort wird nicht nur von den absoluten und relativen Beträgen abhängen, die den 

Gruppen abverlangt werden, sondern auch von den jeweiligen Erwartungshaltungen. Hier 

gibt es noch wenig Standards, an denen man sich orientieren könnte. Die Gefahr ist groß, 

dass sich auf Seiten der Nutznießer das Gefühl breit macht, sie würden ungerechtfertigt 

belastet. Zu empfehlen ist, die Beiträge der Nutznießer eher vorsichtig zu bemessen und nur 

als Zusatzfinanzierung zu betrachten. In vielen Fällen sind freiwillige Übereinkünfte mit 

großen Nutznießern geschlossen worden (Beispiele: Telekom AG und Bonner U-Bahn, 

Ikea und sonstige private Mitfinanzierungen z. B. auf der Grundlage städtebaulicher Ver-

träge entsprechend BauGB). Diese Vereinbarungen sind Belege der hohen indirekten Nut-

zeneffekte von Verkehrsinfrastrukturen für Dritte. 

3.2 Zur Akzeptanz von Steuer- und Nutzerfinanzierung durch die Bürger  

Befunde zur Akzeptanz einer Nutzerfinanzierung durch die Bevölkerung im Vergleich zu 

einer reinen Steuerfinanzierung (durch allgemeine Steuern) sind uneinheitlich. Eine Nutzer-

finanzierung kann als gerechter erlebt werden, wenn die Bedeutung des Verursacherprin-

zips („user pays principle“) im Straßenverkehr so erfolgreich kommuniziert wird wie in 

anderen Umweltbereichen. Derzeit bedeutet dies allerdings eine erhebliche Umstellung in 

der Wahrnehmung der Bevölkerung, welche die Straßennutzung über Jahrzehnte als freies 

Gut erlebt hat. „Fahrgebühren“ sind im Gegensatz zu „Parkgebühren“ in Deutschland nicht 

eingeführt und ihr Verständnis ist in der Gesellschaft wenig entwickelt. Eine Steuerfinan-

zierung hat dagegen den erheblichen Akzeptanzvorteil, dass sie seit langem eingeführt ist 

und den Erwartungen der Straßennutzer entspricht. Aus strategischen Gesichtspunkten ist 

altes Recht meist „gutes Recht“, insofern als sich Akzeptanzfragen kaum noch stellen und 

es damit starke Persistenz aufweist. Die Nachteile der bestehenden Finanzierungsform 

müssten deshalb zunächst deutlicher kommuniziert werden, um eine Bereitschaft zur Ände-

rung zu wecken und deren Vorteile erkennen zu können. Solange eine Änderung als Verlust 

erlebt wird, werden die Reaktionen ablehnend ausfallen. 

Studien zeigen, dass eine Maut oder Nutzerfinanzierung eher dann akzeptiert wird, wenn 

sie ein Ziel (oder mehrere Ziele) außerhalb der reinen Finanzierungsfunktion verfolgt. Dies 

gilt insbesondere für Umweltziele. Damit sind zwei Konsequenzen verbunden: Erstens, 

eine „Paketlösung“, in der Belastungen durch wahrgenommene Gewinne ausgeglichen oder 

übertroffen werden, findet regelmäßig höhere Akzeptanz als eine isolierte Finanzierungsan-

forderung. Und zweitens, eine Zweckbindung (Hypothekation, „ear-marking“) der Einnah-

men für von den Nutzern für wichtig erachtete Zwecke ist unerlässlich. Die Akzeptanz 

steigt weiter, wenn die Nutzer die Möglichkeit erkennen, ihr Verhalten so anpassen zu 

können, dass sie entweder die neuen Kosten vermeiden, oder aber, wenn sie diese tragen, 

Vorteile wahrnehmen (z. B. weniger Staus).  
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Empirische Befunde belegen zudem, wie dynamisch sich die Akzeptanz von Maßnahmen 

vor, während und nach einer Einführung verändert. Akzeptanz ist nicht statisch, sondern sie 

verändert sich während des Vorbereitungs- und Entscheidungsprozesses sowie nach der 

Implementation. Bisherige Befunde weisen darauf hin, dass 

 die Akzeptanz in der Vor-Entscheidungsphase abnimmt, je näher eine Einführung 

rückt und je konkreter das Vorhaben wird und  

 die Akzeptanz nach der Einführung steigt. 

Erklären lässt sich diese Dynamik mit einem dritten, experimentell gewonnen Ergebnis
8
: 

 Ist einmal die Einführung eines Straßenbenutzungsentgelts entschieden und kön-

nen die Bürger dies nicht mehr länger vermeiden, so ändern sich die Einstellungen 

in positiver Richtung. Adaptationsprozesse beginnen, die Menschen passen sich in 

ihren Einstellungen und ihrem Verhalten regelmäßig der neuen Lage an.  

Jede Form der Nutzerfinanzierung oder einer Steuer, die in erster Linie Finanzierungsfunk-

tion haben, wird dann eher akzeptiert, wenn für den Bürger ein wahrgenommener Vorteil 

sichtbar wird, der mit dieser Form der Abgabe direkt verbunden ist. Dazu sollte zunächst 

der Nutzen der Infrastruktur und des ÖPNV in der Öffentlichkeit herausgestellt werden. 

Besonders wichtig ist die Transparenz der Mittelverwendung. Diese hat zwei Aspekte: Zum 

einen muss für den Bürger der Zusammenhang zwischen den Einnahmen aus der Nutzerfi-

nanzierung und den dafür getätigten Ausgaben sowie dem Nutzen für den Bürger deutlich 

werden. Dies verlangt allgemein nachvollziehbare Verwendungsnachweise für alle Ein-

nahmen aus der Nutzerfinanzierung. Eine zugesagte Zweckbindung wird allerdings auch 

dann unglaubwürdig, wenn vorgesehene Finanzmittel dann an anderer Stelle eingespart 

werden, wie dies bei der Einführung der Lkw-Maut teilweise der Fall war. Zum anderen ist 

der effiziente Einsatz dieser Mittel sicherzustellen, d. h. die Einnahmen aus der Nutzerfi-

nanzierung sind nicht nur sachlich korrekt („für diesen Verkehrszweck“), sondern auch 

wirtschaftlich effizient einzusetzen. Dies verlangt Effizienzvergleiche oder Benchmark-

Verfahren verschiedener Art und die Berichterstattung darüber. Ein erster Ansatz dazu wäre 

ein ausführlicher Infrastrukturzustandsbericht, wie ihn auch die Daehre-Kommission for-

dert. Zweck und Vorteile einer Nutzerfinanzierung müssen proaktiv mit breiter Partizipati-

on diskutiert werden, um eine Grundlage für die Einführung vermehrt akzeptierter Finan-

zierungsmodelle zu finden.  

Transparenz ist zudem die Voraussetzung dafür, dass sich die potenziellen Vorteile der 

Nutzerfinanzierung bei der Steuerung von Unternehmen und Politik in den Infrastruk-

tursektoren materialisieren. Daher sollten alle verantwortlichen Stellen unter Federführung 

des BMVBS über die Verwendung aller zweckgebundenen Mittel (neben der hälftigen 

Mineralölsteuer – siehe folgender Abschnitt – auch die Einnahmen der Lkw-Maut u. a.) in 

                                                 
8  Schade, J., Baum, M. (2007): Reactance or acceptance? Reactions towards the introduction of road pricing. 

Transportation Research Part A 41, 41–48. 
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einer für die allgemeine Öffentlichkeit verständlichen und leicht nachvollziehbaren Art 

berichten. Dies wäre auch in das Energiesteuergesetz aufzunehmen. 

3.3 Rechtlicher Rahmen und Praxis der Verkehrsfinanzierung  

Würdigung der Mineralöl- und Kfz-Steuern als faktische Bestandteile einer Nutzerfi-

nanzierung des Verkehrs 

Die meisten Infrastruktursektoren sind selbstfinanzierend auf Basis von Gebühren oder 

Produktpreisen, d. h. sie müssen ohne Subventionen auskommen. Dies gilt für die Sektoren 

Wasser und Abwasser, Müllentsorgung, Telekommunikation, Fernwärme, Strom und Gas.
9
 

Lediglich in bestimmten Bereichen der sozialen Infrastruktur ist eine ausschließliche Steu-

erfinanzierung üblich (Schulen, Kitas, Behörden usw.).  

Auch im Verkehr gibt es Elemente der Nutzerfinanzierung wie die Lkw-Maut, Parkgebüh-

ren, Straßen-Erschließungsbeiträge, Ablösebeiträge oder Flughafengebühren. Aber der 

Verkehr ist der einzige Sektor, in dem auch Subventionen aus Steuermitteln eine große 

Rolle spielen. Im ÖPNV (inkl. SPNV) wird die regelmäßige Bedienung von Liniennetzen 

als gemeinwirtschaftliche Leistung vom Aufgabenträger bestellt oder es werden eigenwirt-

schaftliche Defizite bei den Verkehrsunternehmen als Verlustausgleich finanziert, so dass 

die Fahrpreise der einzelnen Nutzer gering gehalten werden können. Steuerfinanziert sind 

auch die Straßeninfrastruktur von Bund und Ländern sowie die klassifizierten und vor-

fahrtsberechtigten Verbindungsstraßen in Kommunen und überwiegend die Eisenbahninf-

rastruktur.  

Allerdings verschiebt sich das Bild, wenn man die Besteuerung der Sektoren in die Be-

trachtung mit einbezieht. Der Straßenverkehr wird erheblich besteuert durch die Kfz- und 

Mineralölsteuern (letztere ist heute größter Teil der Energiesteuer). Steuersatz und Auf-

kommen dieser Steuern übersteigen die sonstigen Energie- und Stromsteuern bei weitem. 

Zudem unterliegt die Mineralölsteuer ihrerseits der normalen Mehrwertsteuer. Die meisten 

anderen Infrastruktursektoren – alle außer Verkehr und Energie – unterliegen hingegen gar 

keiner Spezialsteuer. 

Wie in Kapitel 1 ausgeführt wurde, wäre das Aufkommen der Kfz- und Mineralölsteuern 

ausreichend, um alle Infrastrukturkosten des Verkehrs in Deutschland damit zu finanzieren. 

Dies hat eine Reihe von Implikationen. Zunächst ist unter Einbeziehung der Steuern festzu-

stellen, dass der Verkehrssektor ebenso „selbstfinanzierend“ ist wie die anderen Infrastruk-

tursektoren. Eine von außen, z. B. vom Finanzminister, möglicherweise erhobene Forde-

rung, „auch der Verkehrssektor müsse sich durch eigene Einnahmen selbst finanzieren“, 

geht daher sachlich ins Leere. Allerdings sind dabei die externen Kosten des Verkehrs noch 

nicht mit berücksichtigt, die in vielen Studien deutlich höher als die Aufkommen der Kfz- 

und Mineralölsteuern geschätzt werden. Bei einer konsequenten Umsetzung des EU-

                                                 
9  Bei der Stromerzeugung gab es früher finanzielle Unterstützungen des Staates für die Kernkraft (u. a. in Form 

von Risikoentlastungen) und gibt es in Zukunft vielleicht staatliche Unterstützungen für die Nutzung erneuer-
barer Energien. Dies sind jedoch eher Ausnahmen. 
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Prinzips „User and polluter pays“ würden daher vermutlich insbesondere auf den Straßen-

verkehr weitere Kosten zukommen. 

Zum anderen stellt sich die Frage, ob nicht Kfz- und Mineralölsteuern tatsächlich eine Nut-

zerfinanzierung des Verkehrs darstellen. Jedenfalls löst sich die im vorigen Abschnitt ge-

troffene Unterscheidung zwischen „Nutzerfinanzierung“ und „Steuerfinanzierung“ auf, 

wenn ein beträchtlicher Teil der Steuern nur Nutzern dieser Infrastruktur auferlegt wird.  

Zur Zweckbindung der Mineralölsteuer und anderer Abgaben  

Aus rechtlicher Sicht ist die Abgrenzung zwischen Steuern und den sogenannten Vorzugs-

lasten (Gebühren und Beiträge) von grundlegender Bedeutung:  

 Steuern sind Zwangsabgaben ohne konkrete Gegenleistung. Prägend ist somit das 

„Non-Affektations-Prinzip“, d. h. Steuern sind per Definition nicht zweckgebun-

den, sondern fließen als Teil der allgemeinen Staatseinnahmen dem Haushalt zu 

und werden vom Parlament im Rahmen seiner Budgetautonomie den einzelnen 

Politikbereichen und Haushaltstiteln zugewiesen. Idealtypisch sind Steuern vertei-

lungsneutral, nicht auf Lenkungszwecke angelegt und dienen rein zur Deckung des 

allgemeinen staatlichen Finanzbedarfs. 

 Vorzugslasten (Gebühren und Beiträge) verfolgen einen Finanzierungszweck und 

stehen in einer direkten Äquivalenzbeziehung zu einer bestimmten Staatsaufgabe, 

da sie als Gegenleistung für eine individuell zurechenbare, korrespondierende öf-

fentliche Leistung konstruiert sind, über die von Einzelnen veranlasste Kosten des 

Staates ganz oder teilweise abgedeckt werden. Der Unterschied zwischen Gebühr 

und Beitrag ist dabei, dass bei der Gebühr die tatsächliche Inanspruchnahme einer 

staatlichen Leistung bepreist wird, während der Beitrag an die bloße Möglichkeit 

der Inanspruchnahme einer solchen Leistung anknüpft, also die Erweiterung der 

individuellen Handlungsoptionen durch individuell zurechenbare Staatsleistungen 

bepreist. 

Formale Regelungen für eine effektive Zweckbindung von Steuern sind nur begrenzt mög-

lich. Zwar kann das Parlament in Fachgesetzen oder auch im Haushaltsgesetz Zweckbin-

dungen vorsehen. Diese stehen jedoch im Zeitablauf immer wieder im Belieben des Haus-

haltsgesetzgebers, der jederzeit neu darüber entscheiden kann, ob er eine politisch einmal 

postulierte Zweckbindung durchhalten will oder nicht. Regelungen der Fachgesetze können 

durch jedes Haushaltsgesetz wieder aufgehoben werden.  

Bei Gebühren, wie etwa der Lkw-Maut, die rechtstechnisch eine Straßenbenutzungsgebühr 

darstellt, ist die Zweckbindung dagegen finanzverfassungsrechtlich vorgegeben. Die Ge-

bühr soll – wie oben ausgeführt – die Kosten bestimmter Leistungen der öffentlichen Hand 

abgelten, nämlich den Nutzen von Straßen bzw. die Kosten für dessen Gewährleistung. Der 

Konnex der Gebühr zu dieser (privatnützigen) Leistung der öffentlichen Hand ist konstruk-

tiv nicht aufhebbar, ohne den Rahmen der Gebühr zu verlassen. Dies wäre seinerseits 

schwierig. Hierzu müsste man das ganze System neu konstruieren und aus der Gebühr eine 

Steuer oder sonstige Abgabe (soweit nach Zweck möglich) machen. Nähme man eine sol-
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che konstruktive Umstellung vor, wäre nicht unbedingt gewährleistet, dass der Bund für 

den mehr oder weniger gleichen Erhebungstatbestand, für den er eine Gebühr regelt, auch 

die Gesetzgebungs- und Einnahmenkompetenz hätte (Bsp.: Ersetzung der Lkw-Maut durch 

eine Lkw-Steuer). Der Gesetzgeber befindet sich also bei Gebühren in einem deutlich enge-

ren rechtlichen Korsett. Gleiches gilt für Beiträge, die allerdings regelmäßig nicht im Bun-

desrecht, sondern im Landesrecht geregelt werden. 

Vor diesem Hintergrund gilt für die Mineralölsteuer zunächst natürlich auch das Non-

Affektations-Prinzip, d. h. die grundsätzliche Nicht-Zweckbindung der Steuereinnahmen. 

Zum anderen besteht jedoch nach wie vor eine gesetzliche Zweckbindung der Mineralöl-

steuer. Das Straßenbaufinanzierungsgesetz von 1960 schreibt in Artikel 1 eine Zweckbin-

dung des auf den Kraftverkehr entfallenden Teils der Mineralölsteuer für Zwecke des Stra-

ßenwesens vor. Ab 1965 wurde die Bindung auf 50 % des Aufkommens für Zwecke des 

Straßenwesens reduziert. Seit Anfang der 1970er Jahre wird die Zweckbindung dieser 50 % 

in den Haushaltsgesetzen Jahr für Jahr auch auf sonstige verkehrspolitische Zwecke erwei-

tert – und damit immer wieder bestätigt. So heißt es im Haushaltsgesetz von 2012: "Das 

nach Artikel 1 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes ... für Zwecke des Straßenwesens ge-

bundene Aufkommen an Mineralölsteuer ist auch für sonstige verkehrspolitische Zwecke 

im Bereich des BMVBS zu verwenden." Tatsächlich liegt also – trotz generellen Non-

Affektations-Prinzips – eine Zweckbindung von 50 % des Mineralölsteueraufkommens vor, 

die von Parlament und Regierung über einen Zeitraum von nunmehr mehr als 50 Jahren 

nicht angetastet wurde. Es gibt keinen Anlass zu der Vermutung, dass diese Zweckbindung 

eines Betrags von immerhin ca. 16 Mrd. € pro Jahr in absehbarer Zukunft gefährdet sein 

könnte.
10

 Dies wurde im Bericht der Daehre-Kommission herausgearbeitet. 

Auch in der Finanzwissenschaft  wird die Mineralölsteuer nicht als eine allgemeine Steuer 

gesehen, sondern als eine Äquivalenzabgabe für den Straßenverkehr interpretiert, für die 

eine Zweckbindung gerechtfertigt ist. Dem Staat entstehen Straßenvorhaltungskosten durch 

den Kraftfahrzeugverkehr. Er ist daher berechtigt, den Kraftfahrzeugverkehr mit einer be-

sonderen Abgabe zu belasten, die ein Äquivalent für eine staatliche Sonderleistung dar-

stellt. Straßenbenutzung und Mineralölverbrauch sind eng miteinander gekoppelt. Die Er-

träge aus der Steuer müssen die durch den Kraftfahrzeugverkehr verursachten spezifischen 

Straßenkosten decken. Insofern ist eine derart enge Zweckbindung der Mineralölsteuer 

ausdrücklich gerechtfertigt. So ließe sich feststellen, dass ihrem finanzwissenschaftlichen 

und -politischen Wesen nach die Mineralölsteuer keine echte „Steuer“ ist, sondern dies nur 

noch in abgabenrechtlicher und erhebungstechnischer Hinsicht. Entsprechend ihrer ökono-

mischen Bedeutung und finanzpolitischen Funktion bildet sie eine zweckorientierte Son-

derbelastung des Kraftverkehrs, der nach dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung 

auch bestimmte Dienste des Staates im Interesse des Kraftverkehrs entsprechen müssen. In 

                                                 
10  In anderen Gesetzen wird über Teile dieser Summe verfügt. So im Regionalisierungsgesetz, ReG § 5 Abs 1: 

„Den Ländern steht für den öffentlichen Personennahverkehr aus dem Mineralölsteueraufkommen des Bundes 

für das Jahr 2008 ein Betrag von 6 675 Millionen Euro zu.“ Auch das inzwischen nicht mehr gültige Gemein-

deverkehrsfinanzierungsgesetz verwendete bis zu 1.667 Mio. Euro der Einnahmen aus der Mineralölsteuer 
(GVFG § 10 Abs. 1).  



176 Verkehrsfinanzierungsreform – Integration des kommunalen Verkehrs  

diesem Sinn stellt die Mineralölsteuer zumindest zum Teil ein gebührenähnliches Entgelt 

für die Beanspruchung des öffentlichen Straßennetzes dar.  

Es verbleibt die Frage, ob die im vorigen Abschnitt genannten polit-ökonomischen Vorteile 

einer Nutzerfinanzierung durch die Kfz- und Mineralölsteuern in ihrer gegenwärtigen Form 

realisiert werden können. Dagegen spricht unter anderem, dass in der praktischen Finanzpo-

litik und in der Öffentlichkeit der Gedanke an die Zweckbindung dieser Steuern verloren 

gegangen sein könnte. Vielleicht bedarf es einer neuartigen institutionellen Einbindung 

dieser Steuern, um mit ihnen die Vorteile der Nutzerfinanzierung zu realisieren. 

3.4 Nutzerfinanzierung im föderalen Kontext  

Rechtlicher Handlungsspielraum der Kommunen  

Die Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden werden grundsätzlich durch die Aufga-

benstruktur bestimmt. Mit den Instrumenten der Stadtplanung und kommunalen Verkehrs-

planung entscheiden die Kommunen in Teilen selbst über ihre Ausgabenhöhe. Allerdings 

sind sie dabei vielfältigen Bindungen unterworfen, so hinsichtlich notwendiger Erschlie-

ßungen oder vorgegebener Standards der Errichtung und des Ausbaus von Verkehrsanla-

gen. Die Standards des Straßenunterhalts liegen allerdings im Rahmen der Verkehrssiche-

rungspflicht weitgehend in der Entscheidungshoheit der Kommunen – mit dem Folgeprob-

lem des Substanzverzehrs bei angespannter Haushaltslage, da eine defizitäre Unterhaltung 

von Verkehrsanlagen politisch auf kurze Sicht oft weniger spürbar ist als eine direkte Kür-

zungen bei anderen Aufgaben. 

Im Prinzip hat jede Ebene von Staatlichkeit – Bund, Länder und Kommunen – ihre eigenen 

Ausgaben aus ihren eigenen Einnahmen zu bestreiten. Insbesondere können Kommunen zur 

Finanzierung ihrer Aufgaben Vorzugslasten (Gebühren und Beiträge), also die klassischen 

Elemente der Nutzerfinanzierung, einsetzen. Dies wird bei kommunalen Leistungen, die in 

öffentlich-rechtlicher Organisationsform (als kommunale Einrichtung) erstellt werden, über 

die Erhebung von Nutzungsgebühren erfolgen (Beispiel: Abwassergebühren). Bei Auslage-

rung in privatrechtlich organisierte Eigengesellschaften erfolgt dies in Form vertraglicher 

Entgelte (Beispiel: ÖPNV-Entgelte).  

Die Regelungszuständigkeit liegt hier grundsätzlich bei den Kommunen. Doch kann der 

Landesgesetzgeber einen einheitlichen Regelungsrahmen für seine Kommunen schaffen. 

Zudem hat bei Straßenbenutzungsgebühren der Bund eine konkurrierende Gesetzgebungs-

kompetenz. Diese erstreckt sich im Grundsatz auch auf Systeme der Citymaut. Eine in den 

Grundzügen einheitliche Regelung durch den Bund besagt jedoch nichts über die Erhe-

bungskompetenz, also die Frage, wem die so generierten Einnahmen zustehen. Der Bund 

kann insoweit (wie bei den Erschließungsbeiträgen im BauGB) auch Vorzugslasten regeln, 

die systematisch den Kommunen zufließen (Beispiel: Citymaut), wird aber typischerweise 

die Details der Erhebungstatbestände und -modalitäten einer Satzungsregelung der be-

troffenen Kommunen vorbehalten.  
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Der Bund bestimmt darüber hinaus indirekt zentrale Teile der Finanzausstattung der Kom-

munen mit, zum Beispiel über Regelungen der Gemeinschaftssteuern mit kommunalen 

Anteilen, wie die Einkommenssteuer, oder über einheitliche Regeln für Steuern mit kom-

munaler Ertragshoheit, wie die Gewerbesteuer. Zusätzliche Vorgaben zur Besteuerung 

kommen ggf. von der jeweiligen Landesebene. 

Angesichts der Vielzahl von Restriktionen, denen die Kommunen auf Ausgaben- und Ein-

nahmenseite unterliegen – zu den genannten vielfältigen Vorgaben von Bund und Land 

kommt noch die Standortkonkurrenz zwischen den Kommunen hinzu – ergibt sich die 

Notwendigkeit, die Kommunen durch Bund und Land mit Finanzmitteln auszustatten, die 

über das Schöpfungspotenzial der regionalen Nutzerfinanzierung hinaus gehen. Die hier 

vertretene Position für eine Ausweitung der Nutzerfinanzierung darf keineswegs so inter-

pretiert werden, dass die Kommunen als „natürliche Herren der Nutzerfinanzierung“ mit 

ihren Problemen allein gelassen werden sollen. Vielmehr ist – beispielhaft – die in diesem 

Beitrag ebenfalls vertretene Position, die Mineralölsteuer solle teilweise als Element einer 

Nutzerfinanzierung des Verkehrs aufgefasst werden, mit dem Anspruch verbunden, die 

Kommunen auch an dieser oder ähnlichen überregionalen Formen der Nutzerfinanzierung 

teilhaben zu lassen.  

Der Bundesgesetzgeber hat jedoch keinen direkten Zugriff auf die Finanzausstattung der 

Kommunen. Letztlich liegt es in der Verantwortung der Länder, ihre Kommunen aufgaben-

adäquat mit Finanzmitteln auszustatten. Direkte Zuweisungen des Bundes an die Länder 

sind ebenfalls generell nicht zulässig (Ausnahme nur bei Investitionshilfen, also bei Neu-

bauten, aber auch Ersatzinvestitionen). Der Bund kann nur generalisiert Mittel den Landes-

haushalten zuweisen, die dann für deren konkrete Verteilung bzw. Verwendung zuständig 

sind. 

Fondslösung 

Vor diesem rechtlichen Hintergrund erweist sich die von der Daehre-Kommission vorge-

schlagene Fondslösung als ein in Teilen zwar ambivalenter, aber sehr geschickter Vor-

schlag. Gedanklich werden hier Einnahmen- und Ausgabenseite zusammengeführt, um zum 

einen eine verstetigte aufgabenadäquate Finanzausstattung des Verkehrssektors zu errei-

chen und zum anderen, um Einnahmen und Ausgaben direkt und nach festgelegten Effi-

zienzkriterien (z. B. Anreiz- oder Kosten-Leistungsverträge) zu verklammern.  

Mit Blick auf Vorzugslasten – wie Straßenbenutzungsgebühren – ist eine solche Fondslö-

sung unproblematisch. Der Bund hat die Regelungskompetenz auch über Straßenbenut-

zungsgebühren, deren Ertrag systemlogisch den Ländern oder Kommunen zusteht, und 

kann diese Gebühren dann in einen Fonds einbringen, der sie aufgabenadäquat und effizient 

verteilt. 

Größere rechtliche Schwierigkeiten bestehen jedoch bei Steuern. Seine Eigeneinnahmen, 

wie die Mineralölsteuer, könnte der Bund zwar im Sinne einer Zweckbindung einem Fonds 

zuweisen, dem er gleichzeitig die Erfüllung der entsprechenden Aufgaben zuweist. Aus 

diesem Fonds könnten dann aber systematisch zunächst nur Aufgaben des Bundes finan-

ziert werden.  
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Soweit auch Aufgaben der Länder (und Kommunen) aus diesem Fonds (mit-)finanziert 

werden sollen, stellt sich die Frage der Zulässigkeit von Finanzhilfen des Bundes an die 

Länder. Die Föderalismusreform hat gezielt den traditionellen Wildwuchs der „Fondswirt-

schaft“ einzudämmen gesucht und die Gewährung von Finanzhilfen auf den Bereich der 

Investitionshilfen beschränkt, deren Gewährung zudem eine einschlägige Gesetzgebungs-

kompetenz des Bundes voraussetzt. Die aus dem Fonds an die Länder fließenden Finanzhil-

fen müssten also – will man dem Wortlaut des Art. 104b Abs.1 GG Rechnung tragen – als 

Investitionshilfen ausgelegt sein (unter Einschluss von Ersatzinvestitionen). Zudem müsste 

die Gesetzgebungskompetenz des Art. 74 Abs.1 Nr. 22 GG geweitet werden. Alternativ 

wären Anteile der Mineralölsteuer den Ländern bzw. den Länderfonds zuzuweisen, um so 

deren Eigeneinnahmen zu verbessern. Dies erforderte aber zunächst eine Reform der Er-

tragshoheit (Art. 106 Abs. 1 GG). 

Sinnvoll scheint die zweistufige Konstruktion im Vorschlag der Daehre-Kommission. Für 

die Aufgaben des Bundes ist dort ein „Straßenfonds Bund“ vorgesehen, für die Länder (und 

Kommunen) ein System regionaler Verkehrsfonds, in die dann auch als Investitionshilfen 

Finanzmittel des Bundes fließen könnten. Die Länder haben die Kompetenz, über solche 

Fonds Mittel auch an die Kommunen zu verteilen. Eine noch zu prüfende Nahtstelle ist und 

bleibt aber die Alimentierung solcher Fonds aus Bundesmitteln, denn hier stellt sich die 

Frage der (beschränkten) Zulässigkeit von Finanzhilfen des Bundes an die Länder, soweit 

man nicht zweckbezogen die Eigenmittelausstattung der Länder verbessert. 

Ein grundsätzliches Problem von Fondslösungen besteht darin, dass die Entscheidung über 

substanzielle Finanzmittel stärker von den Parlamenten - den gewählten Volksvertretern - 

entfernt wird. Teilweise ist genau dies angestrebt, wie die Zielsetzungen der „Selbstbin-

dung des Parlaments“ und der „Verstetigung der Finanzausstattung für die Verkehrsinfra-

struktur“ schon andeuten. Dies darf jedoch die parlamentarische Kontrolle nicht aushebeln. 

Den Forderungen nach Transparenz und Effizienz-Kontrollen der Mittelverwendung 

kommt daher gerade bei den Fonds-Lösungen besondere Bedeutung zu. Sie müssen gekop-

pelt werden mit klar definierten Kontrollfunktionen der Parlamente über das Fonds-

Management.  

3.5 Zwischenfazit  

Betrachtet man zunächst nur das Kriterium der volkswirtschaftlich effizienten Nutzung von 

Infrastrukturen, so sollte Nutzerfinanzierung die folgenden fahrleistungsabhängigen Kom-

ponenten umfassen: 

 Kosten der Infrastruktur-Abnutzung 

 Kosten der Stau-Externalitäten (möglichst flexibel den Stausituationen anzupas-

sen) 

 Kosten von Umwelt-Externalitäten, sofern ihre Bepreisung als sinnvoller Bestand-

teil von Paketlösungen verschiedener umweltpolitischer Instrumente erscheint. 
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Diese fahrleistungsabhängigen Elemente einer Nutzerfinanzierung stehen voll im Einklang 

mit der Allokationsfunktion des Marktes und der volkswirtschaftlich effizienten Nutzung 

von Infrastrukturen – sie sollten daher möglichst umfassend ausgeschöpft werden. Bei 

Einnahmen, die mit Umweltexternalitäten begründet werden, konkurriert allerdings die 

Verwendung der Mittel für die rein verkehrliche Infrastruktur mit einer Verwendung zur 

Minderung der Umweltbelastungen selbst (z. B. Schallschutzwände oder -fenster). 

Die fahrleistungsabhängigen Komponenten können erhoben werden durch eine elektroni-

sche Maut oder durch eine Abgabe bzw. Gebühr, die mit dem Verkauf von Betriebsmitteln 

entrichtet wird, wie die Mineralölsteuer. 

Hinzu kann eine maßvolle fixe, also fahrleistungsunabhängige Komponente kommen, die 

zur Finanzierung beiträgt. Diese kann z. B. durch eine Kfz-Steuer oder eine Vignette erho-

ben werden.  

Darüber hinausgehender Finanzbedarf kann auf unterschiedliche Art gedeckt werden. Das 

Kriterium der volkswirtschaftlich effizienten Nutzung der Infrastrukturen spricht für eine 

Finanzierung aus „allgemeinen Steuern“ (Lohn- Einkommen-, Mehrwert-, Gewerbesteuern 

usw.). Damit gibt es eine tragfähige Begründung für eine wenigstens teilweise Steuerfinan-

zierung der hohen Fixkosten von Verkehrsinfrastrukturen.  

Dem stehen allerdings Überlegungen der gerechten Anlastung (Äquivalenzprinzip) und 

Überlegungen zur effizienten Steuerung von Unternehmen und Politik in den Infrastruk-

tursektoren entgegen. Sie sprechen dafür, den Anteil der Nutzerfinanzierung ggf. noch 

weiter zu erhöhen, selbst wenn dies auf Kosten der Entfaltung des vollen gesellschaftlichen 

Nutzens („Effizienz“) der Infrastrukturen gehen könnte. 

In der Realität verschwimmt allerdings die Unterscheidung zwischen Nutzer- und Steuerfi-

nanzierung aufgrund der Existenz der Mineralöl- und Kfz-Steuern. Insbesondere generiert 

die Mineralölsteuer ein hohes Aufkommen, welches zu 50 % für den Verkehr zweckgebun-

den eingesetzt wird. Dies kann als faktischer Teil der Nutzerfinanzierung des Verkehrs 

betrachtet werden. Im Ergebnis hat man sich damit entschieden, dass auch der Sektor Ver-

kehr – wie die anderen Infrastruktursektoren Energie, Telekom oder Wasser/Abwasser – 

weitgehend selbstfinanzierend ist.  

Hinsichtlich der Frage „Steuer- oder Nutzerfinanzierung“ ist somit zunächst Folgendes zu 

konstatieren. Es gibt zwei ökonomisch begründbare Extrempositionen: 1. Reine Nutzerfi-

nanzierung, 2. Beschränkung der Nutzerfinanzierung auf die volkswirtschaftlich effizienten 

Elemente, die eingangs dieses Abschnittes gelistet wurden, und Steuerfinanzierung des 

Rests. Doch so gegensätzlich die Positionen klingen, so gering sind die Gegensätze in der 

praktischen Implikation. Dies liegt an der Ambivalenz der Mineralöl- und Kfz-Steuern. Ein 

Vertreter der ersten Position – reine Nutzerfinanzierung – sollte die Mineralölsteuer (we-

nigstens zu 50 %) als Teil der Nutzerfinanzierung betrachten, damit wäre seine Forderung 

weitgehend erfüllt. Ein Vertreter der zweiten Position – hoher Anteil der Steuerfinanzie-

rung – kann die Mineralölsteuer als allgemeine Steuer betrachten (wie es formal-rechtlich 

auch zutrifft) und findet seine Forderung nach einem hohen steuerlichen Subventionsbetrag 

für die Verkehrsinfrastruktur damit ebenfalls weitgehend erfüllt. 
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In diesem Feld positioniert sich der Wissenschaftliche Beirat wie folgt: Die Position 2 mar-

kiert eine Untergrenze für den nutzerfinanzierten Beitrag. Das heißt, die volkswirtschaftlich 

effizienten Potenziale der Nutzerfinanzierung sollten möglichst umfassend ausgeschöpft 

werden. Darüber hinaus kann die Nutzerfinanzierung (inkl. der Nutznießerfinanzierung) aus 

den genannten Gründen durchaus erweitert werden. Ausgehend von der Ist-Situation emp-

fiehlt der Wissenschaftliche Beirat grundsätzlich eine Ausweitung der Nutzerfinanzierung. 

Doch auch eine teilweise Steuerfinanzierung ist begründbar. In jedem Fall sollten Mineral-

öl- und Kfz-Steuern adäquat berücksichtigt werden. 

Eine pragmatische Regel zur Bemessung der nutzer- bzw. steuerfinanzierten Anteile, die 

sich in Deutschland z. B. bei der Bahnfinanzierung eingebürgert hat und auch rechtliche 

Hintergründe aufweist, lautet: Die Einnahmen aus der Nutzerfinanzierung sollen so bemes-

sen sein, dass sie (mindestens) die Kosten des Betriebs und der Unterhaltung (Instandhal-

tung) von Infrastrukturen und ÖPNV decken können. Die Steuerfinanzierung würde dann 

einen Grundsockel bereitstellen, der zur Finanzierung der Neu- und Ausbauinvestitionen 

sowie (eines Teils) der Ersatzinvestitionen und der Grunderneuerung reicht.  

Der Wissenschaftliche Beirat kann sich dieser pragmatischen Regel grundsätzlich durchaus 

anschließen (wobei zu klären wäre, wie die 50 % Mineralölsteuereinnahmen den beiden 

Komponenten zuzurechnen sind). Allerdings sollte diese Regel nur zur Orientierung ver-

wendet werden, um die Höhe der jeweiligen Komponenten zu bestimmen und diese dann 

zu fixieren.  

Die exakte Zweckbindung von Geldern sollte sich auf den Sektor insgesamt (Verkehr) und 

auf die föderale Ebene beziehen, nicht jedoch auf die spezielle Verwendung nach wirt-

schaftlichen Aktivitäten wie Investitionen, Betrieb oder Ähnliches. Eine Bindung nach 

Aktivitäten hat sich als problematisch bei der Bahn herausgestellt, wenn z. B. ein Fehlan-

reiz entsteht, die „selbstfinanzierte“ Instandhaltung zu reduzieren, bis eine „steuerfinanzier-

te“ Ersatzinvestition nötig wird. Ähnliche Fehlanreize treten auch bei kameral geführten 

Kommunalhaushalten auf, wo die Ersatzinvestitionen bei Verkehrsstraßen und ÖPNV-

Anlagen bislang aus dem GVFG bzw. dem Entflechtungsgesetz gefördert wurden. 

Während der Wissenschaftliche Beirat hinsichtlich der Zusammensetzung der Finanzierung 

(und der Interpretation der Mineralölsteuer) grundsätzlich großen Spielraum sieht, muss die 

gesamte Höhe der Mittel für jede der föderalen Ebenen (Bund, Länder und Kommunen) 

ausreichend bemessen und langfristig stabilisiert werden. Dafür ist zunächst für die kom-

munale Ebene ein geeigneter institutioneller Rahmen für die Zukunft – also für die Zeit 

nach dem Auslaufen des GVFG-Großvorhabenprogramms und des Entflechtungsgesetzes – 

zu finden.  

Der Wissenschaftliche Beirat rät, insbesondere steuerfinanzierte Beiträge als langfristig 

festgelegten Finanzierungssockel für die Bereitstellung von Verkehrsinfrastrukturen mit 

Verbindungsfunktion zu konstruieren. Darauf aufsetzend sollen Nutzer- und Nutznießerbei-

träge erhoben werden, die durchaus auch einen Teil der Fixkosten der Infrastrukturen de-

cken sollten. Der Bürger soll das Gefühl bekommen, dass die Nutzerbeiträge mit Umfang 

und Qualität des Infrastrukturangebots variieren und eine Korrespondenz (Äquivalenz) 
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zwischen beiden besteht. Zudem soll er ein Verständnis und eine Akzeptanz für das steuer-

finanzierte Fixum bekommen können. Er soll damit auch einen Anspruch auf Qualität der 

Infrastruktur und auf effiziente Verwendung der Mittel erheben und sinnvoll artikulieren 

können. Dazu hilft es, wenn für die standardmäßig anfallenden Ausgaben von Bund, Län-

dern und Kommunen regelmäßige Benchmark-Verfahren durchgeführt und ihre Ergebnisse 

sowie Berichte zum Zustand und Status der Verkehrsinfrastruktur veröffentlicht werden. 

Der Wissenschaftliche Beirat plädiert auch dafür, dass Ressort-übergreifend die Notwen-

digkeit einer adäquaten und stabilen Finanzierung, insbesondere auch der kommunalen 

Verkehrsinfrastrukturen und des ÖPNV, anerkannt wird und zu einer Bereitstellung und 

Stabilisierung der entsprechenden Mittel führt. Sollte der Verkehrsbereich regelmäßig zu-

sätzliche Summen (über die 50 % der Mineralölsteuer hinaus) aus dem allgemeinen Haus-

halt für Zwecke des Verkehrs bekommen – oder sollte dies für die Zukunft vorgesehen 

werden –, dann ist es naheliegend, diese zusätzlichen Summen durch Erhöhung des zweck-

gebundenen Teils der Mineralölsteuer zu verstetigen. In der langen Sicht ist allerdings 

damit zu rechnen, dass das Aufkommen der Mineralölsteuer aufgrund einer verbrauchsär-

meren Fahrzeugflotte und ggf. abnehmender Fahrleistungen (demographischer und Werte-

wandel) zurückgehen wird. Dann wäre über einen Ersatz nachzudenken. 

4. Lösungsmodell zur Finanzierung des kommunalen Verkehrs 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

empfiehlt die Integration der kommunalen Gebietskörperschaften in eine nationale Ver-

kehrsfinanzierungsreform. Er schlägt in Anlehnung an die oben ausgeführten pragmati-

schen Regeln Finanzierungsinstrumente vor, die geeignet erscheinen, als Instrumenten-Mix 

eine verstetigte, verlässliche und effiziente Mittelbereitstellung sicherzustellen. Dabei be-

grüßt der Wissenschaftliche Beirat ausdrücklich die Analysen und Empfehlungen der Daeh-

re-Kommission zur „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“, die bereits einen 

wichtigen Beitrag zur Darstellung von Zusammenhängen und zur Meinungsbildung in 

dieser Hinsicht geleistet hat. 

Im Einzelnen werden für die wesentlichen kommunalen Infrastrukturen folgende Elemente 

betrachtet: 

 Verbindungsstraßen (Vorbehaltsnetz) 

 Erschließungs- und Sammelstraßen 

 Anlagen und Betrieb des ÖPNV 

Dabei ist die Bedeutung einer qualitätsvoll und möglichst störungsfrei funktionierenden 

Verkehrsinfrastruktur für Wirtschaft und Gesellschaft bewusst zu machen. Die in der Ver-

gangenheit vielfach vernachlässigte Unterhaltung der Verkehrsinfrastrukturen würde sich in 

den nächsten Jahren ohne adäquate Gegenmaßnahmen als Kostenlawine bemerkbar machen 

oder zu Qualitätseinbrüchen bis hin zur Stilllegung von Brücken, Straßen, Gleisabschnitten, 

Bahnhaltepunkten, Tunneln, Rolltreppen und anderen Verkehrsanlagen führen. 
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4.1 Nationale Verkehrsfinanzierungsreform als Voraussetzung und Rahmen 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Reform der Verkehrsfinanzierung auf kommunaler 

Ebene ist ihre Einbindung in die erforderliche nationale Verkehrsfinanzierungsreform. Die 

in kommunalen Gebietskörperschaften auftretenden Verbindungsverkehre auf Verkehrs-

straßen und beim ÖPNV sind oft Bestandteil der landes- und bundesweiten Verkehre und 

damit Voraussetzung für die Aufgabenerfüllung der Aufgaben- und Straßenbaulastträger 

der Länder und des Bundes (vgl. Kap. 1.2).  

Für eine Neuordnung der Verkehrsfinanzierung auf allen Ebenen ist die Beachtung und 

Umsetzung folgender Grundsätze von Bedeutung: 

 Der Staat bleibt grundsätzlich verantwortlich für die erstmalige und nach Ab-

schreibung wieder herzustellende Bereitstellung von Verkehrsinfrastrukturen mit 

Verbindungsfunktionen. Der Betrag der Steuerfinanzierung sollte so bemessen 

sein, dass er diesen Aufgaben entspricht. Der Betrag aus Nutzerfinanzierung sollte 

so bemessen sein, dass er mindestens die Aufwendungen für Betrieb und Unterhal-

tung der Verkehrsinfrastrukturen mit Verbindungsfunktionen deckt. Mindestens 

50 % der Mineralöl- und Kfz-Steuer sollten hierfür zweckgebunden bereitgestellt 

werden. 

 Verkehrsbezogene Steuer- und Nutzereinnahmen werden nach (fahr-)leistungs-

abhängigen Kriterien auf die jeweiligen Straßenbaulastträger und ÖPNV-

Aufgabenträger auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene verteilt.  

 Kommunale Verkehrsanlagen mit vorwiegend Erschließungsfunktionen werden 

auch weiterhin über Erschließungsbeiträge und die verstetigte Erhebung von Stra-

ßenausbaubeiträgen überwiegend vom Nutzer bzw. Nutznießer finanziert. 

 Die Verkehrsfinanzierung kann am besten über Verkehrsfinanzierungsfonds des 

Bundes und der Länder verstetigt werden, in die nach zu definierenden Schlüsseln 

Steuermittel, Nutzergebühren und ggf. öffentliches oder privates Fremdkapital 

(incl. PPP) fließen. Die Fonds verteilen nach Leistungskriterien und Anreizmecha-

nismen die erforderlichen Zuweisungen für Neu-, Aus- und Ersatzbau sowie für 

Unterhaltung und Betrieb zwischen unterschiedlichen Aufgaben- und Baulastträ-

gern. Ihre Arbeitsweise ist transparent, leistungsorientiert und sie untersteht stren-

ger parlamentarischer Kontrolle. 

 Die Bewirtschaftung der Fonds ist als Effizienzklammer zwischen der Sicherung 

und Bereitstellung von Einnahmen und der leistungsabhängigen Mittelgewährung 

für Ausgaben auszugestalten. Dies erfordert einen regelmäßigen Infrastrukturzu-

standsbericht (inklusive Angaben zur Alterung und Abschreibung) und die An-

wendung von Benchmark-Verfahren und Kosten-Nutzen-Angaben zur Prüfung des 

effizienten Einsatzes der Mittel. 
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 Verkehr bleibt Gemeinschaftsaufgabe aller föderativen Handlungsebenen; Verkehr 

finanziert Verkehr im Rahmen eines arbeitsteilig organisierten verkehrsträger-

übergreifenden Gesamtverkehrssystems. 

4.2 Fondslösung  

Zur Sicherung der Kontinuität, der Bedarfsgerechtigkeit und der Effizienz der Mittelbereit-

stellung und Mittelverteilung schließt sich der Wissenschaftliche Beirat dem Konzept der 

Daehre-Kommission für ein System von Infrastruktur-Fonds an. Die Daehre-Kommission 

führt zutreffend aus (Daehre 2012, S. 55):  

„Grundsätzlich werden Fondslösungen im öffentlichen Bereich gesetzlich begründet und 

können öffentlich-rechtlich als rechtlich unselbständige, rechtlich selbständige Einheit oder 

auch privatrechtlich organisiert sein. Das Grundgesetz macht keine allgemeinen Vorgaben 

darüber, in welcher Weise der Bund seine Aufgabenwahrnehmung organisiert. Dies gilt 

auch für die übrigen Gebietskörperschaften.“ 

Bei der Gestaltung der Fonds sind folgende Gestaltungsparameter zu beachten: 

Finanzierung der Fonds: 

 Steuermittel 

 Gebühren oder sonstige Abgaben 

 Öffentliches oder privates Fremdkapital 

 Zur Finanzierung der Fonds dienen ca. 50 % der Energie- und Kfz-Steuer sowie 

das Aufkommen aus Nutzerfinanzierungen des Straßenverkehrs. Die Mittel sollten 

auch die Zuweisungen nach Regionalisierungsgesetz sowie der Nachfolgeregelun-

gen GVFG und Entflechtungsgesetz enthalten. Denkbar wäre auch eine primär 

steuerfinanzierte Finanzierung mit entsprechend erhöhten Anteilen der Energie- 

und Kfz-Steuer. 

Mögliche Aufgaben der Fonds: 

 Grundprinzip bleibt der Ansatz „Verkehr finanziert Verkehr“ 

 Erhebung und Verteilung von Mitteln auf unterschiedliche Baulastträger auf der 

Grundlage von verkehrlichen Bedarfs- und Qualitätskriterien sowie Benchmarking 

mit regelmäßiger Entgegennahme von Infrastrukturberichten und der Prüfung als 

Ausschüttungsvoraussetzung 

 Verkehrsträgerübergreifende Finanzierungen 

 Baulastträgerbezogene oder baulastträgerübergreifende Finanzierung 

 Fremdkapitalaufnahme 
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Rechtliche Ausgestaltung und Verwaltung der Fonds: 

 Rechtsform selbständig oder unselbständig 

 Sondervermögen 

 Haushaltsferne Struktur 

 Organe 

Die Grundstruktur der Verkehrsfinanzierungsfonds ist in Bild 5 dargestellt. Wie auch die 

Daehre-Kommission sieht der Wissenschaftliche Beirat keine finanzverfassungsrechtlichen 

Bedenken gegen eine solche Lösung. Der notwendige gesetzliche Anpassungsbedarf ist 

gemäß der zu wählenden Fondsvariante zu bestimmen und umzusetzen (vgl. Kapitel 3). 

Bild 5: Grundstruktur des Fondsmodells 

 

Vor dem Hintergrund der oft integriert wahrzunehmenden kommunalen Aufgaben im Be-

reich Straße und ÖPNV wäre - auch in Anlehnung an die bisherigen Handhabungen des 

GVFG - eine durchgängige Fondsstruktur Straße/ÖPNV über die föderalen Ebenen und 

Länder denkbar und sinnvoll, etwa wie sie im Bild 6 dargestellt ist. Dabei kann auch die 

Einrichtung regionaler Fonds innerhalb von Ländern oder länderübergreifend sinnvoll sein. 

Nach Auffassung des Wissenschaftlichen Beirats ist die Nutzung von Verkehrsfinanzie-

rungsfonds als Organisationsform für eine effektivere und verstetigte Aufgabenbewältigung 

zwar in Teilen ein ambivalenter aber gleichwohl zielführender Vorschlag. Trotz neuer 

Transaktionskosten und der Gefahr von Fehlanreizen bietet diese Organisationsform güns-

tige Möglichkeiten, die notwendigen Verbesserungspotenziale auszuschöpfen.  
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Bild 6: Struktur eines verknüpften föderalen Systems von Verkehrsfinanzierungs-

fonds für die Bereiche Straße und ÖPNV 

 

Nach Auffassung des Wissenschaftlichen Beirats ist die Nutzung von Verkehrsfinanzie-

rungsfonds als Organisationsform für eine effektivere und verstetigte Aufgabenbewältigung 

zwar in Teilen ein ambivalenter aber gleichwohl zielführender Vorschlag. Trotz neuer 

Transaktionskosten und der Gefahr von Fehlanreizen bietet diese Organisationsform güns-

tige Möglichkeiten, die notwendigen Verbesserungspotenziale auszuschöpfen.  

4.3 Zweckmäßige Instrumente für die Bereitstellung fehlender Mittel 

Nach den Ergebnissen der Daehre-Kommission fehlen für alle Verkehrsträger und alle 

Planungsebenen künftig pro Jahr ca. 7,2 Mrd. Euro, die den Fonds künftig neben den heute 

bereits eingesetzten Haushaltsmitteln sowie ergänzenden Einnahmen mindestens zusätzlich 

zufließen müssten. Allein für den kommunalen Bereich wurden ca. 3,2 Mrd. Euro pro Jahr 

als erforderlich geschätzt. 

Als möglicher weiterer Fehlbetrag ab 2019 sind 1,96 Mrd. Euro und 0,333 Mrd. Euro der 

dann ersatzlos entfallenen Zuwendungen nach Entflechtungs- und Gemeindeverkehrsfinan-

zierungsgesetz (Großvorhaben) zu nennen. Es muss daher voraussichtlich von einem Fehl-

betrag bei den Kommunen von ca. 5,5 Mrd. Euro pro Jahr ab 2019 ausgegangen werden. 

Möglichkeiten für die erforderliche Mittelbereitstellung sind in Tabelle 2 zusammengestellt 

und werden im Folgenden erläutert. 
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Tabelle 2: Verkehrsbezogene Einnahmenpotenziale und Anteile 

 für die kommunale Verkehrsfinanzierung 

Finanzierungs-Quelle Ertrag  

gesamt 

Anteil für 

Kommunen 

50 % der Mineralöl- und Kfz-Steuer 

heutige LKW-Maut, Luftverkehrssteuer, Bahndividende 

Erschließungs- und Straßenausbaubeiträge 

ca. 20 Mrd. 

ca. 6 Mrd. 

k.A. 

3 - 4 Mrd. 

– 

100% 

künftig zusätzlich 

Mehreinnahmen durch Verzicht auf verkehrserzeugende Entfer-

nungspauschale 

 

ca. 2 - 3 Mrd. 

 

 

 

 

Lkw-Maut ab 3,5 t auf allen Straßen (zusätzliches Aufkommen) ca. 4 Mrd. 0.8 Mrd. 

PKW-Maut ca. 4 Mrd. 1 - 1.3 Mrd. 

ÖPNV-Erschließungsbeitrag bzw. Emissionsabgabe  (ca. 

20 € pro EW u. AP pro Jahr) 

ca. 1.5 Mrd. 1.5 Mrd. 

 

50 Prozent der Mineralöl- und Kfz-Steuer 

Die verkehrsbezogene Mineralöl- und Kfz-Steuer sollte zu mindestens 50 % für die Ver-

kehrsfinanzierung zweckgebunden eingesetzt
11

 und dem Fond des Bundes zugeführt wer-

den. In Abhängigkeit von anteiliger Fahrleistung und/oder Umfang der Infrastruktur ist ein 

Teil der Mittel den Länderfonds zuzuleiten, die wiederum entsprechend Mittel direkt an die 

Kommunen oder über Regionalfonds leiten (vgl. Kap. 4.2). Diese erhalten Zuwendungen 

auf der Basis des Regionalisierungsgesetzes (RegG) und den Nachfolgeregelungen für das 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) bzw. für das Entflechtungsgesetz nach 

2019.  

Ebenso sollten weitere verkehrsbezogene Einnahmen wie z. B. aus Luftverkehrssteuer, 

Bahndividende sowie die Erträge aus der Lkw-Maut künftig den Fonds zufließen. 

Ausweitung der Lkw-Maut auf Lkw ab 3,5t zulässiges Gesamtgewicht und Busse und 

auf das gesamte Straßennetz  

Ein großer Teil der fehlenden Mittel ist durch den Hauptverursacher der Kosten für den 

Straßenbau und Verschleiß sowie die Unterhaltung von Straßen aufzubringen, indem die 

Lkw-Maut auch auf leichtere Lkw und Fernbusse und auf das gesamte Netz der Verbin-

dungsstraßen ausgeweitet wird. Durch diese Maßnahmen erwartet die Daehre-Kommission 

zusätzliche Mehreinnahmen von 4,4 Mrd. Euro pro Jahr. 

Infrastrukturgebühr oder -abgabe für Pkw 

Des Weiteren wären ca. 3 bis 4 Mrd. Euro pro Jahr durch Pkw-Gebühren für alle Netzteile 

relativ einfach aufzubringen. Zur Erzielung wünschenswerter Lenkungseffekte und aus 

                                                 
11

 Das Straßenbaufinanzierungsgesetz sollte in Art. 1 so angepasst werden, dass die Zweckbindung auf „ver-

kehrspolitische Zwecke im Bereich der BMVBS“ bezogen wird, um die regelmäßige jährliche Korrektur der 

Zweckbindung in den Haushaltsgesetzen entfallen zu lassen. In das Kraftfahrzeug-steuergesetz wäre dieselbe 
Formulierung für eine Zweckbindung einzufügen. 
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Gründen der Tarifgerechtigkeit wäre die Einführung einer fahrleistungsabhängigen Pkw-

Maut sinnvoll, die flächendeckend und flexibel (u. a. abhängig von Straßenkategorie, Um-

welt- und Verkehrssituation) erhoben werden kann. Bei Förderung entsprechender Techno-

logieentwicklungen würde sich Deutschland auch weiterhin an der Spitze dieses Technolo-

giebereichs bewegen, der weltweite Bedeutung erlangen wird. Da die Technologie heute 

noch nicht zur Verfügung steht und auch datenschutzrechtliche Bedenken bestehen, bietet 

sich als Zwischenstufe die Erhebung einer Gebühr mit dem Verkauf der Betriebsmittel 

(Diesel, Benzin, Gas, Strom)
12

 oder die Einführung einer Vignette an. 

Im Vergleich zu einer Gebühr auf den Verkauf von Betriebsmitteln hat eine Pkw-Vignette 

den Vorteil, dass auch ausländische Fahrzeuge für die Benutzung deutscher Straßen zu 

einer Zahlung erfasst werden können, jedoch den Nachteil, dass sie nicht fahrleistungsbe-

zogen ist. Der Wissenschaftliche Beirat sieht generell eher den Bedarf nach weiteren fahr-

leistungsabhängigen Gebühren, um Lenkungseffekte in Richtung zu einer stärkeren Nut-

zung von öffentlichen Verkehrsmitteln oder einer wirtschaftlicheren Nutzung von Pkw zu 

setzen. Er präferiert daher für die Zwischenstufe eine weitere Gebühr auf den Verkauf von 

Betriebsmitteln an Tankstellen gegenüber der Einführung einer Pkw-Vignette.  

Diese zusätzlichen Gebühren für den Straßenverkehr sind neben der Mineralölsteuer als 

weiterer Schritt zur Internalisierung der externen Effekte zu kommunizieren. Die Erträge 

sind einzusetzen sowohl zur Vermeidung von Umweltbelastungen als auch zur Finanzie-

rung nachhaltiger Betriebsformen und Verkehrsinfrastrukturen, die zur Minderung externer 

Kosten beitragen. Allerdings ist damit zu rechnen, dass die beabsichtigten Lenkungseffekte 

langfristig greifen werden. Auch wegen der mit der steigenden Energieeffizienz von Moto-

ren zu erwartenden Rückgänge beim Aufkommen der Mineralölsteuer sind diese Beiträge 

daher später ggf. schrittweise zu erhöhen, um das Finanzierungsziel zu erreichen.  

ÖPNV-Nutznießerabgaben, Erschließungsbeiträge, Abschaffung der Entfernungs-

pauschale  

Des Weiteren empfiehlt der Wissenschaftliche Beirat, die Vorteile der ÖPNV-Erschließung 

in Form von Abgaben als „Nutznießerfinanzierung“ bei Eigentümern und Arbeitgebern je 

nach ÖPNV-Erschließungsqualität mit z. B. 10 - 30 Euro pro Bewohner bzw. Beschäftigten 

und Jahr abzugelten. Eigentlich bedürfte es dann einer kompensierenden „Verkehrserzeu-

ger- oder -emissionsabgabe“ an vom ÖPNV unerschlossenen Standorten, um Fehlallokatio-

nen vorzubeugen (vgl. Kap. 4.4.2). Eine ähnliche Wirkung ist aber leichter und zielgenauer 

zu erreichen, wenn die Subventionen weiter Pendlerbeziehungen durch die Entfernungs-

pauschale abgeschafft werden. 

Die ÖPNV-Erschließungsbeiträge sind den jeweiligen kommunalen Aufgabenträgern zuzu-

führen.  

 

                                                 
12

 Vgl. auch Vorschläge des ADAC für einen temporären Aufschlag von 3 Cent pro Liter Kraftstoff auf die Mine-

ralölsteuer. 
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4.4 Finanzierungen der kommunalen Verkehrsanlagen im Einzelnen 

4.4.1 Straßenverkehr 

Straßen mit überwiegender Verbindungsfunktion 

Die Fahrleistung des Straßenpersonenverkehrs in Deutschland erfolgt zu ca. einem Drittel 

auf kommunalen Straßen und hier überwiegend auf den verkehrswichtigen innerörtlichen 

Verkehrsstraßen. Unter Berücksichtigung von höheren Verbräuchen im Innerortsverkehr 

(Kaltstarts, Stop and Go) wird somit mehr als ein Drittel des Mineralölsteueraufkommens 

von Pkw auf kommunalen Straßen erbracht (vgl. Bild 2, S. 6). 

Für die kommunalen Verbindungsstraßen (Verkehrsstraßennetz) ist nach Auslaufen des 

Entflechtungsgesetzes wieder eine Finanzierungsgrundlage zu schaffen, mit der gleichzeitig 

die Mängel der bisherigen Regelungen (v. a. sektorale oft überdimensionierte Standards, 

fehlende Regelung der Grunderneuerung) überwunden werden.  

Ein neues GVFG könnte z. B. Volumen und Verwendung der Mittel über Ver-

kehrsfinanzierungsfonds der Länder regeln. Als alternative Lösung bietet sich auch an, 

verkehrswichtige innerörtliche Straßen (Straßen mit überwiegender Verbindungsfunktion) 

und ÖPNV-Anlagen über Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen mit einer regiona-

len Verkehrsfinanzierungsgesellschaft zu finanzieren, welche die Einnahmen und Ausgaben 

für den Verkehrsfinanzierungsfond der Länder für die Region administriert. Ähnlich wie 

das für die Verkehrsfinanzierungsreform gutachterlich zu ermittelnde Mengengerüst wäre 

auch die Formulierung aktualisierter Zielvorgaben und Effizienzanforderungen für die 

Bereitstellung dieser Mittel noch zu leisten. 

Trotz anderslautender Zielsetzungen der Föderalismusreform (Entflechtung von Aufgaben 

und Finanzströmen der föderalen Ebenen) wäre mit der Einrichtung von Länderverkehrsfi-

nanzierungsfonds auch weiterhin die verkehrsbezogene Mineralöl- und Kfz-Steuer des 

Bundes in Teilen für die sach- und fachgerechte Finanzierung von Neu- und Ausbau in-

nerörtlicher Verbindungsstraßen möglich.  

Hingegen sollte der Aufwand, den die kommunalen Straßenbaulastträger für den Betrieb 

und die Unterhaltung der Verbindungsstraßen zu finanzieren haben, aus den kommunalen 

Haushalten, überwiegend aus Nutzerentgelten (streckenbezogene fahrleistungs-abhängige 

Maut, Gebühr auf Betriebsmittel, Vignette o. ä.) aber auch aus kommunalen Steuerauf-

kommen gedeckt werden. Nutzerentgelte werden von den Fonds eingenommen und nach 

definierten Kriterien und/oder Vereinbarungen auf die kommunalen Straßenbaulastträger 

verteilt.  

Als kalkulatorische Grundlage ist pro Quadratmeter kommunaler Verkehrsanlage von jähr-

lichen Kosten für eine sachgerechte Unterhaltung von inzwischen mindestens 1,70 bis 1,80 

Euro auszugehen (FGSV 2004 und Daehre et al 2012). Hinzu kommen die Personal- und 

Sachkosten für den Betrieb sowie für Verkehrs- und Mobilitätsmanagement inklusive der 

Aufwendungen für hoheitlichen Aufgaben, u. a. Straßenverkehrsbehörden und Polizei. 
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Die Ermittlung des Mengengerüstes aktueller Kostensätze für Planung, Betrieb und Unter-

haltung kommunaler Verkehrsanlagen ist durch Sondergutachten zu aktualisieren.  

Straßen und Wege mit überwiegender Erschließungsfunktion 

In Deutschland ist die weitgehende Nutzerfinanzierung von Anlieger-, Erschließungs- und 

Sammelstraßen bereits bewährte Praxis nach den Regelungen des Baugesetzbuches 

(BauGB). Diese Straßen umfassen in der Regel mehr als 80 Prozent der Länge kommunaler 

Straßennetze. Wenn eine Erschließungs- und Sammelstraße erstmalig hergestellt wird, 

greift eine Abgabenpflicht für die Grundstückseigentümer gemäß §§ 127 BauGB und fol-

gende. Diese Finanzierung hat sich bewährt und sollte – erweitert um Beiträge für die 

ÖPNV-Erschließung – weiterhin Grundlage der erstmaligen Herstellung bleiben. 

Straßenausbaubeiträge können zurzeit von dem gleichen Nutzerkreis erhoben werden, wenn 

eine bestehende Verkehrssituation verbessert wird, z. B. durch Erweiterung oder Verände-

rung von Verkehrsflächen. Eine Umlegung der Kosten mit dem Zeitpunkt der Abrech-

nungsfähigkeit auf die Anlieger ist aber häufig politisch schwer durchsetzbar und kann 

wichtige kommunale Projekte blockieren. Deshalb haben einzelne Bundesländer die Mög-

lichkeit geschaffen, die Beiträge als wiederkehrende Beiträge zu erheben.  

Wiederkehrende Beiträge werden in regelmäßigen, meist jährlichen Abständen von allen 

oder einem abgegrenzten Kreis von Grundstückseigentümern in der Gemeinde erhoben und 

einem gemeinsamen Topf für Straßenausbauarbeiten in einem bestimmten Gebiet zuge-

führt. Sie ermöglichen gegenüber den einmaligen Beiträgen eine gleichmäßigere und ge-

rechtere Verteilung der Lasten.  

Der Wissenschaftliche Beirat empfiehlt deshalb die Übernahme dieses Modells als Baustein 

der Finanzierung des Umbaus und der Wiederherstellung (Grunderneuerung) kommunaler 

Erschließungsstraßen möglichst einheitlich für alle Bundesländer. Eine einheitliche Hand-

habung gebietet sich, um Wettbewerbsverzerrungen und Standortnachteile für Kommunen 

zu vermeiden. 

Entsprechend dem Fahrleistungsanteil von ca. 20 % auf Erschließungs- und Sammelstraßen 

einer Stadt wäre auch ein Einsatz der fahrleistungsabhängigen Mauteinnahmen einer 

Kommune in dieser Größenordnung für Erschließungs- und Sammelstraßen sinnvoll und 

begründbar. 

4.4.2 Öffentlicher Personennahverkehr und Mobilitätsdienstleistungen 

Bereits im Jahre 2007 hat der Wissenschaftliche Beirat seine Empfehlungen „Die Zukunft 

des ÖPNV – Reformbedarf bei Finanzierung und Leistungserstellung“ vorgelegt, die hier 

wieder aufgegriffen werden. Kernempfehlungen des Gutachtens waren: 

 Nutzerfinanzierung stärken: Erweiterung der Nutzerfinanzierung um „Nutznie-

ßerfinanzierungen“.  

 Finanztransfers effizient und transparent strukturieren: Ausgleich der Beiträ-

ge des ÖPNV zur Begrenzung externer Effekte durch den Straßenverkehr, Ge-

währleistung von Daseinsvorsorge und Raumordnung im ländlichen Raum durch 
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entsprechende Bestellungen der Aufgabenträger, Finanzierungssystem transparen-

ter gestalten und koordinierende Rolle der Aufgabenträger stärken, Definition von 

weiterer Flexibilisierung des ÖPNV in der Fläche und von Vorsorgestandards. 

 Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen stärken: Besteller-Ersteller-Prinzip 

mit wettbewerblicher Vergabe konsequent umsetzen, Direktvergaben nur im Aus-

nahmefall auf der Grundlage von anreizorientierten Verträgen, Strukturreform der 

ÖPNV-Unternehmen fördern. 

Eine Ausreichung von Mitteln aus den neuen Verkehrsfinanzierungsfonds für den ÖPNV 

sollte auf die Aufgabenträger zielen, so dass diese die Etablierung von direktem Wettbe-

werb und weiterer Anreizsysteme mit den Unternehmen umsetzen können. Hierbei ist vor 

allem auch das Instrument des Nahverkehrsplans durch den Aufgabenträger als Besteller 

einzusetzen. 

Die Bereitstellung der ÖPNV-Infrastruktur sollte über eine „Nutznießerabgabe“ (vgl. Ver-

sement Transport in Frankreich) als ÖPNV-Erschließungsabgabe mit finanziert werden. 

Deshalb empfiehlt der Wissenschaftliche Beirat die Überprüfung einer Einführung von 

ÖPNV-Erschließungsbeiträgen, die z. B. pro Einwohner und pro Beschäftigten über Haus-

eigentümer und Arbeitgeber einzuziehen sind. Vorstellbar ist, dass je nach der ÖPNV-

Erschließungsqualität für die jeweils definierten Zonen ein ÖPNV-Erschließungsbeitrag 

von 10 - 30 Euro pro Person und Jahr eingezogen wird. 

Um damit nicht an Orten ohne ÖPNV-Erschließung verstärkte Siedlungsaktivitäten anzu-

stoßen, sollte gleichzeitig die Subventionierung weiter Pendlerwege durch die Entfernungs-

pauschale gestoppt werden.  

Ferner bedeutet in großen Städten die Anwendung des „Verursacherprinzips“, dass für die 

ca. 20-prozentige Entlastung des innerstätischen Straßennetzes durch den ÖPNV der ent-

sprechende Gegenwert als Beitrag aus den kommunalen Anteilen der Pkw- und Lkw-

Nutzergebühren für den ÖPNV bereitgestellt werden sollte. Dies sollte jedoch im Ermessen 

der Kommunen stehen. 

Zusammenfassend bleiben nach wie vor die Fahrgeldeinnahmen die Hauptquellen zur De-

ckung der Kosten für Betrieb und Erhaltung im ÖPNV. Die derzeit noch zwischen ca. 50 

bis 80 % liegenden Kostendeckungsgrade des Betriebes und Unterhalts sollten primär 

durch Effizienzsteigerungen und angepasste Nutzerbeiträge (incl. Fahrpreise), die v. a. 

durch Wettbewerb und/oder Kosten-Leistungsverträge möglich sind, auf 100 % erhöht 

werden. 

Die Verkehrsfinanzierungsreform muss für eine nachhaltige Verkehrssystemgestaltung 

auch die Finanzierung bewährter sowie neuer Mobilitätsdienstleistungen und Beratungsan-

gebote ermöglichen und sichern. Insbesondere in ländlichen Räumen wird der ÖPNV zu-

nehmend mit alternativen Bedienformen bis hin zu Mitnahmesystemen genossenschaftlich 

organisierter Bürgerbusse, gemischten Waren- und Personentransporten, öffentlichen Leih-

fahrzeugen und Ähnlichem zu gestalten und zu finanzieren sein. Die leistungsbezogene 

Mittelbereitstellung sollte diese Formen mit beinhalten und diese primär an vereinbarter 

Zielerreichung orientieren.  
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Wo die neuen Regelungen zu sozialen Unvertretbarkeiten führen, muss ggf. durch Indivi-

dualförderungen (Subjektförderung) im Rahmen sozialer Transfersysteme ein Ausgleich 

geschaffen werden. 

4.5 Schrittweise Umsetzung 

Die Details der hier umrissenen kommunalen Verkehrsfinanzierungsreform sind durch 

gezielte Untersuchungen mit breiter Beteiligung der Aufgaben- und Verkehrsträger zu 

entwickeln. Die Umsetzung sollte modular und schrittweise erfolgen.  

Fernziel für die Erhebung der Nutzergebühren im Straßenverkehr sollte eine fahrleistungs-

abhängige Gebühr auf allen Straßen sein, die bei der Preisbildung die Umwelteffizienz der 

Fahrzeuge und die Empfindlichkeiten der Randnutzungen wie auch die Streckenauslas-

tungen mit berücksichtigt, um sinnvolle Lenkungseffekte zu erzielen. Als Voraussetzung 

für die Umsetzung dieses Konzeptes sollten die Kosten für die Betreibung des Modells 

einer flächenhaften entfernungsabhängigen Pkw- und Lkw-Maut sich in einem Rahmen von 

unter fünf bis zehn Prozent der Erlöse bewegen. 

Da dieses System für Pkw kurzfristig nicht zur Verfügung steht, wird für die Übergangszeit 

in Übereinstimmung mit dem Vorschlag des ADAC empfohlen, eine geringe Straßenbenut-

zungsgebühr mit dem Verkauf der Betriebsmittel (Benzin, Diesel, Autogas, Strom) zu er-

heben und eventuelle Steigerungssätze in Stufen anzukündigen und damit für die Nutzer 

kalkulierbar und durch Art der Fahrzeugbeschaffung bzw. geändertes Verkehrsverhalten 

ausgleichbar zu gestalten. Gegenüber einer ähnlich leicht und kostengünstig zu erhebenden 

Pkw-Vignette als Übergangslösung hat die o. g. Lösung den Vorteil, dass sie verbrauchs- 

und fahrleistungsabhängig ist und ohne zusätzlichen Aufwand mit der Mineralölsteuer zu 

erheben ist. 

Bund und Länder sind gefordert, für die Verkehrsfinanzierungsreform die rechtlichen, ggf. 

sogar die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. Dies gilt insbesondere hin-

sichtlich der Einrichtung, Administration und der parlamentarischen Kontrolle der empfoh-

lenen Verkehrsfinanzierungsfonds.  

Vor dem Jahre 2019 mit dem Auslaufen des Entflechtungsgesetzes muss die neue Ver-

kehrs-Finanzierungsordnung stehen. Ihre schrittweise Umsetzung sollte deutlich früher 

erläutert und eingeführt werden. 

Eine Verkehrsfinanzierung nach den o. g. Reformvorschlägen beinhaltet, dass: 

 die Investitionsrückstände (Ersatzbauten, Grunderneuerung, Um-, Aus- und Neu-

bauten bei Kommunen, Ländern und Bund) über einen Zeitraum von 15 Jahren 

aufgeholt werden und auch  

 die unterlassenen Instandhaltungen und Unterhaltungsaufgaben bei allen Aufga-

ben- bzw. Baulastträger abgebaut werden. 
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Erst wenn der Nachholbedarf bewältigt ist, können die kontinuierlich wirkenden Bausteine 

einer Verkehrsfinanzierungsreform mittelfristig wieder in geringerer Höhe dimensioniert 

und auf einem stabilem und effizienterem Niveau weiter geführt werden. 
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